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I. Darlegung des Problems 
Die Menschenrechte entstanden nach den Gräueltaten des Zweiten Weltkriegs. Sie wurden 

eingerichtet, um den Bürgern ein Schutzinstrument gegen den Staat zu Verfügung zu stellen. 

Seit 1989 ist in der theoretischen Betrachtung der Menschenrechte jedoch eine Trendwende 

zu erkennen. Nachdem im Völkerrecht das Prinzip des Gewaltverbots vorherrscht, gibt es nur 

zwei legitime Optionen „Krieg“ zu führen. Einerseits als Mittel der präventiven 

Selbstverteidigung und andererseits im Zuge von humanitären Interventionen. 

Menschenrechtsverletzungen wurden somit zum zentralen Argument um Sanktionen und 

militärische Interventionen zu legitimieren.  

 

In der Folge entstand in der Moralphilosophie und der politischen Theorie die Debatte, was 

Menschenrechte eigentlich sind. R. J. Vincent beschreibt Menschenrechte als „core of basic 

rights that is common to all cultures despite their apparently divergent theories“1. Mit anderen 

Worten: Menschenrechte sind der kleinste gemeinsame Nenner an Verhaltensregeln, auf den 

sich die Weltbevölkerung zu einigen vermochte. Sie resultieren aus dem jedem Menschen 

innewohnenden intrinsischen Verständnis der Menschenwürde.2 Diese Erklärung basiert auf 

dem traditionellen Verständnis von Menschenrechten. Doch jene Theorie wird in der jüngeren 

Vergangenheit von Politologen und Philosophen aufgrund praktischer Realitäten kritisiert. 

Resultat dieser Kritik ist die Ansicht, dass Menschenrechte ein politisches Konstrukt 

darstellen, welches externe Interventionen in die nationale Souveränität von Staaten 

legitimiert. Hierzu zählen bspw. UN-Interventionen wie zuletzt z.B. in der 

Zentralafrikanischen Republik 2014 (UN R 2217), in Mali 2013 (UN R 2100) oder in Syrien 

2012 (UN R 2042, 2043, 2059) bei denen jeweils Verstöße gegen das Recht auf Leben oder 

das Verbot des Völkermords u.a. vorlagen. 

 

Abseits staatlicher Menschenrechtsverletzungen werden auch durch die Tätigkeiten von 

Unternehmen regelmäßig Verstöße begangen. Zwangsarbeit, moderne Sklaverei, 

Kinderarbeit, Vertreibung, Todesdrohungen u.a. sind in der Unternehmenswelt faktische 

Gegebenheiten. Multinationale Konzerne vernachlässigen oft den Schutz ihrer Arbeitnehmer, 

vor allem wenn sie im Ausland operieren. Diesen Verletzungen können unterschiedliche 

                                                
1 Vincent, R. J. (1986), Human Rights and International Relations, Cambridge University Press, S. 48-9. 
2 Valentini, L. (2012), Human Rights, Freedom, and Political Authority, Political Theory 40(5), S. 575. 
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Motive zugrunde liegen. Einerseits um Kosten zu Sparen und Profit zu maximieren und 

andererseits aus kulturell bedingt anderer Auffassung von Menschenrechten. So werden in 

verschiedenen Kulturkreisen gewisse Menschenrechte stark unterschiedlich interpretiert. Dies 

führt in der Praxis zu verschiedenen Standards in Bezug auf Arbeiterschutz, 

Rechtsstaatlichkeit, Schutz von Minderheiten, Umweltschutz u.a. bis hin zur völligen 

Vernachlässigung dieser.  

 

Multinationale Konzerne (MNC) wurden in der Vergangenheit oft zu Nutznießern von 

schwacher Rechtsstaatlichkeit und geringen Schutzstandards. Diese 

Menschenrechtsverletzungen sind in ihren Absatzmärkten zwar verpönt, können jedoch 

faktisch meist nicht sanktioniert werden. Unternehmen kommen somit oft ungeschoren davon.  

 

Die zentrale Problematik mit der sich diese Arbeit befasst, ist die menschenrechtliche 

Verantwortung von multinationalen Konzernen im Ausland. Es soll anhand der 

internationalen Rechtslage festgestellt werden, ob multinationale Konzerne für 

Menschenrechtsverletzungen im Ausland durch externe Intervention bestraft werden können 

und in weiterer Folge die politische Theorie der Menschenrechte bestätigen.  

 

 

  



   S. 3 

II. Forschungsfragen 
Basierend auf der politischen Theorie der Menschenrechte sollen folgende Fragen beantwortet 

werden: 

 

1. Können multinationale Konzerne für Menschenrechtsverletzungen im Ausland 

in ihrem Heimatstaat zur Verantwortung gezogen werden?  

 

2. Können österreichische Konzerne für Menschenrechtsverletzungen im Ausland 

in Österreich zur Verantwortung gezogen werden? 

 

3. Stellt eine externe Sanktionierung von Menschenrechtsverletzungen von 

multinationalen Konzernen, nach der politischen Theorie der Menschenrechte, einen 

legitimen Eingriff in die Souveränität des territorial zuständigen Staats dar? 

 

4. Können bei Menschenrechtsverletzungen durch multinationale Konzerne die territorial 

zuständigen Staaten zur Verantwortung gezogen werden? 
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III. Relevanz der Arbeit 
In der Politikwissenschaft sowie in der Rechtswissenschaft bestehen aktuell mehrere 

Diskussionen, die sich der gleichen Problematik auf drei verschiedenen Ebenen annähert.  

 

Erstens: Die Politikwissenschaft beschäftigt sich mit der Theorie der Menschenrechte als 

politisches Konzept. Hierbei steht die praktische Funktion von Menschenrechtsverletzungen 

für das theoretische Konstrukt der Menschenrechte im Mittelpunkt. Augenmerk liegt dabei 

auf der Frage, ob Menschenrechtsverletzungen zum Verlust der Souveränität eines Staats und 

somit zur Legitimierung von Interventionen gegen diesen führt. 

 

Zweitens wird auf der Ebene der internationalen Politik – der Vereinten Nationen – seit Kofi 

Annan über eine Einbeziehung von multinationalen Konzernen als Verantwortungsträger 

von Menschenrechtsverletzungen diskutiert. Dabei wurde versucht, mittels unverbindlicher 

Rechtsinstrumente, Anreize zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen zu etablieren.  

 

Und drittens wird in den Rechtswissenschaften die Einführung eines (europäischen) 

Unternehmensstrafrechts diskutiert, mit dessen Hilfe Menschenrechtsverletzungen von 

Konzernen im Ausland strafrechtlich sanktioniert werden können. 
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IV. Theorie 
Mit der Gründung der Vereinten Nationen (UN) trat am 10. Dezember 1948 die Allgemeine 

Erklärung der Menschenrechte (AEMR) in Kraft. Sie ist Resultat des Versuchs einer weltweit 

verbindlichen Moralordnung und leitet sich aus den Ideen des Naturrechts des 17. 

Jahrhunderts ab. Als Vorbilder gelten die Virginia Bill of Rights 3  von 1776 und die 

französische Déclaration des droits de l’homme et du citoyen4 von 1789. Menschenrechte 

sind ein komplexes Phänomen. Sie verfügen über eine moralische, eine rechtliche und eine 

politische Seite. Moralisch, weil sie fundamentale Ansprüche des Menschen darstellen, 

rechtlich, weil sie in völkerrechtlichen Verträgen und als Grundrechte in staatlichen 

Verfassungen verankert sind und politische, weil sie ständiger Bestandteil politischer 

Diskussionen sind, v.a., ob eine Verletzung vorliegt oder nicht.5 

 

Ein Wesensmerkmal der Menschenrechte ist ihr universeller Anspruch. So heißt es in Art 1 

der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 1948 (AEMR): „Alle Menschen sind frei und 

gleich an Würde und Rechten geboren“6 und in Art 2 AEMR: „Jeder hat Anspruch auf alle in 

dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten“7. Doch auf welchen Prinzipien gründen 

diese Rechte? Tatsächlich konnte man sich auf keine Grundprinzipien einigen. „It was the 

philosophical, not the practical, arguments that were most difficult, and in the end the framers 

simply agreed to disagree about the theoretical foundations of human rights.“ 8  Die 

philosophische Begründung der Menschenrechte wird seither versucht nachzuholen. 

Tatsächlich haben bei Beschlussfassung der AEMR 48 von 56 Mitgliedsstaaten der UN 

zugestimmt. Seit 2011 umfassen die UN jedoch 193 Mitgliedsstaaten. Abgeleitet wird der 

universelle Anspruch der Menschenrechte aus der AEMR. Obgleich kein Staat die 

Menschenrechte an sich in Frage stellt bzw. sie als Projekt westlicher Staaten bezeichnet 

(Schlagwort Kulturimperialismus), wird mitunter eine eigene, regionale und kulturelle Sicht 

                                                
3 Virginia Bill of Rights (1776), https://chnm.gmu.edu/revolution/d/270/ (8.2.2017).  
4 Déclaration des droits de l’homme et du citoyen (1789, http://www.elysee.fr/la-presidence/la-declaration-des-
droits-de-l-homme-et-du-citoyen/ (8.2.2017). 
5 Forst, R. (2010), Die Rechtfertigung der Menschenrechte und das grundlegende Recht auf Rechtfertigung. Eine 
reflexive Argumentation in: Ernst, G. / Sellmaier, S. (2010), Universelle Menschenrechte und partikulare Moral, 
S. 63f. 
6 Art 1 AEMR, A/RES/217 A (III) vom 10.12.1948, http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf 
(24.2.2017). 
7 Art 2 AEMR, A/RES/217 A (III) vom 10.12.1948, http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf 
(24.2.2017). 
8 Beitz, C. (2003), What Human Rights Mean, Daedalus, Vol. 132, No. 1, On International Justice 2003, S. 36f.  

https://chnm.gmu.edu/revolution/d/270/
http://www.elysee.fr/la-presidence/la-declaration-des-droits-de-l-homme-et-du-citoyen/
http://www.elysee.fr/la-presidence/la-declaration-des-droits-de-l-homme-et-du-citoyen/
http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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der Menschenrechte vertreten. 9  Die Universalität steht somit im Konflikt mit den 

partikularen Moralvorstellungen der Mitgliedsstaaten.  

 

Zu den bekanntesten Ansätzen zählen das ethische und das politische Konzept der 

Menschenrechte. Ersteres bezieht sich auf die Bedeutung der menschlichen Interessen, die 

geschützt werden sollen. Dazu zählen die Freiheit und Autonomie jedes Einzelnen. Die 

Menschenrechte sollen das Wohlergehen bzw. ein gutes Leben sichern. Wie sich dieses 

definiert wird kontrovers diskutiert. Klar ist jedoch, dass Menschenrechte die notwendigen 

Minimalbedingungen normieren sollen, die dem Individuum ein gutes Leben ermöglichen.10  

 

Das politische Konzept dagegen sieht die Begründung der Menschenrechte nicht im 

Wohlergehen des Einzelnen, sondern in der Rechtfertigung von Kriegen und Interventionen 

im internationalen politischen System. Demnach sind Eingriffe in die Souveränität eines 

Staates gerechtfertigt, wenn in diesem Menschenrechtsverletzungen vorgefunden werden.  

 

Für die weitere Arbeit ist weniger die Philosophie der Menschenrechte von Bedeutung, als 

deren Wirkung. Nichtsdestotrotz stehen diese in einem wechselseitigen 

Abhängigkeitsverhältnis zueinander.  

 

Um ein besseres Verständnis von der Rechtmäßigkeit von Interventionen oder Sanktionen zu 

bekommen, muss zuerst verstanden werden, wie Menschenrechte und ihre Universalität 

gerechtfertigt werden und in welchem Verhältnis sie zueinander stehen.  

A. Universelles Verständnis der Menschenrechte  
Bei Themen wie der Meinungsfreiheit, der Religionsfreiheit, der Gleichstellung von Frauen 

etc. wird auf internationaler Ebene deutlich, dass es stark unterschiedliche Interpretationen 

der bestehenden Menschenrechte gibt. Möchte man also das universelle Verständnis der 

Menschenrechte verteidigen, müssen gemeinsame Beurteilungskriterien gefunden werden. 

Dies bedeutet jedoch, dass bei Abstimmungen im Menschenrechtsrat der UN in vielen Fragen 

westliche Positionen unterliegen würden. Eine zweite Möglichkeit wäre es, das universelle 

Verständnis aufzugeben und eigenständige regionale Entwicklungen zuzulassen. Dies ist 

                                                
9 Lohmann, G. (2010), Kulturelle Besonderung und Universalisierung der Menschenrechte in: Ernst, G. / 
Sellmaier, S. (2010), Universelle Menschenrechte und partikulare Moral, S. 33.  
10 Forst, R. (2010), Die Rechtfertigung der Menschenrechte und das grundlegende Recht auf Rechtfertigung. 
Eine reflexive Argumentation, S. 65. 
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mitunter durch regionale Institutionen wie dem Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte, dem Court of Justice of the African Union und dem Inter American Court of 

Human Rights bereits der Fall. In Asien und Ozeanien ist eine vergleichbare Institution noch 

nicht errichtet worden, wobei an dieser Stelle auch angemerkt werden sollte, dass auch der 

afrikanische, der amerikanische und europäische Gerichtshof für Menschenrechte nach ihrer 

Bedeutung nicht miteinander verglichen werden können. Durch diese regionale 

Institutionalisierung ist eine universelle Interpretation der Menschenrechte gefährdet und 

entwickelt sich in Richtung kultureller oder religiöser Besonderheiten. Dem kann dadurch 

entgegengewirkt werden, indem eine umfassende universelle philosophische Begründung 

etabliert wird, nach welcher die Gerichtshöfe die Menschenrechte auslegen können.  

 

Zunächst stellt sich jedoch die Frage nach der Notwendigkeit der Rechtfertigung selbst: 

Benötigt man eine Rechtfertigung überhaupt? Folgt man Lohmann sind drei Möglichkeiten 

denkbar: 

 

1.) Es existiert eine absolute und allumfassende moralische Rechtfertigung für 

die Universalität der Menschenrechte. 

2.) Die Menschenrechte bedürfen keiner moralischen Rechtfertigung, da sie ein 

politisches Projekt sind, das durch die Mehrheitsverhältnisse im 

Menschenrechtsrat der UN repräsentiert wird oder 

3.) „[e]s gibt nicht nur eine, sondern mehrere moralische Begründungen des 

Menschenrechtsuniversalismus, was angesichts des Pluralismus der Kulturen 

in der Welt die Möglichkeit eröffnet, von unterschiedlichen 

Voraussetzungen aus die Menschenrechte zu begründen.“11 

 

Lohmann ist ein Vertreter der dritten Variante. Um eine Rechtfertigung zu liefern, muss man 

sich jedoch vorerst darauf einigen, was begründet werden muss. Dabei wählt er einen 

historischen Begründungsansatz, demzufolge ein Menschenrecht aus einer historischen 

Unrechtserfahrung oder einer herausragenden Gefährdung der menschlichen Würde 

entsteht.12 

 

                                                
11 Lohmann, G. (2010), Kulturelle Besonderung und Universalisierung der Menschenrechte, S. 35. 
12 Lohmann, G. (2010), Kulturelle Besonderung und Universalisierung der Menschenrechte, S. 35. 
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Die Frage der Rechtfertigung ist insofern als Argument für deren Legitimität von Bedeutung. 

Die Rechtfertigung kommt vor allem bei unterschiedlicher Interpretation der Menschenrechte 

zum Einsatz. Folglich der Methode der historischen Interpretation, stellen sich Juristen die 

Frage, was der Gesetzgeber bei der Erstellung der Rechtsnorm schützen wollte. An dieser 

Stelle kann man bereits eine grobe Untergliederung der Menschenrechte vornehmen in erstens 

die Persönlichkeitsrechte, zweitens die Freiheitsrechte, drittens die justiziellen 

Menschenrechte und viertens die sozialen Menschenrechte. Erstere umfassen Rechte des 

Individuums gegen staatliche Eingriffe in die körperliche Integrität des Menschen (Recht auf 

Leben, Verbot der Folter); zu zweiten zählen die Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, 

Religionsfreiheit, das Recht auf Eigentum usw.; dritte gewährleisten die Abhaltung eines 

fairen Verfahrens, die Unschuldsvermutung, das rechtliche Gehör, einen gerichtlichen 

Rechtsschutz und den Grundsatz: „Keine Strafe ohne Gesetz“ und vierte betreffen Rechte 

zum Schutz des gesellschaftlichen Friedens. Dazu zählen das Recht auf Gleichbehandlung 

von Mann und Frau, das Recht auf Gründung von Gewerkschaften sowie ein Recht auf Arbeit 

und angemessene Entlohnung etc. Trotz dieser Gliederung verfügen alle Menschenrechte über 

gemeinsame Merkmale. Unbestritten sind die vier Folgenden mit dem Begriff der 

Menschenrechte verbunden: Individualität, Kategorialität, Universalität und Egalität. Die 

Individualität beschreibt, dass Menschenrechte Rechte des Individuums sind. Sie stehen somit 

dem einzelnen Menschen zu und nicht einer Gruppe oder einem Volk. Kategorialität 

beschreibt die Bedingungslosigkeit des individuellen Anspruches für Menschen. Dies 

bedeutet, dass jeder, der als Mensch zählt, Träger von Menschenrechten ist. 13  Die 

Universalität steht dafür, dass alle Menschen Träger von Menschenrechten sind und präzisiert 

die Kategorialität dahingehend, als auch der Ausschluss von bestimmten Menschen von 

einzelnen Menschenrechten unzulässig ist (z.B. Ausschluss von Schwerverbrechern). Weiters 

bezieht sich die Universalität auf die verbundenen Pflichten. Rechtlich werden nämlich 

Staaten verpflichtet, wohingegen moralisch einzelne Personen verpflichtet werden. Hieraus 

leitet sich das bivalente Verhältnis zwischen Staat und Individuum ab. Das letzte Merkmal - 

die Egalität - ist eng mit dem der Universalität verbunden und besagt, dass alle Menschen 

Anspruch auf die gleichen Menschenrechte haben. Unterscheidungen oder ungleiche 

Verteilungen sind auf Grund des Diskriminierungsverbots untersagt.14 

                                                
13 Umstritten bei Embryonen bzw. bei Hirntoten. Zugrunde liegt die Frage, wann das Menschenleben beginnt 
und endet.   
14 Lohmann, G. (2010), Kulturelle Besonderung und Universalisierung der Menschenrechte, S. 36f.  
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B. Politische Theorie der Menschenrechte 
Durch Philosophen und Politologen wie John Rawls, Charles Beitz und Joseph Raz entstand 

eine neue theoretische Betrachtung von Menschenrechten als politisches Konstrukt. Dieser 

Ansatz orientiert sich an der Rolle, die Menschenrechte in der internationalen Politik haben. 

Befürworter des politischen Konzepts der Menschenrechte beschreiben dieses 

folgendermaßen: „The political conception starts from a functional account of the discursive 

practices of international human rights and attempts to articulate the moral critera for 

assessing them.“15 Dies bedeutet, dass Menschenrechte die Funktion haben Interventionen 

und Sanktionen in der internationalen Politik zu steuern. 

 

Die Funktion der Menschenrechte ist das erste Unterscheidungskriterium zwischen dem 

natürlichen und dem politischen Konzept und wird mit den politischen Realitäten als 

untrennbar verbunden bezeichnet. Ein Menschenrecht besteht nicht länger alleine aufgrund 

von moralisch unabhängigen Wertvorstellungen. Der politische Ansatz stellt auf die Funktion 

ab, die Menschenrechte in der Praxis erfüllen.  

 

„In short, while on the natural-law approach the function of human rights (and 

hence their justification) is practice-independent, on the political approach their 

function (and justification) is practice-dependent.“16 

 

Des Weiteren verlässt das politische Konzept die Auffassung, dass Menschenrechte eine allen 

Menschen innewohnende Moralvorstellung widerspiegelt und versucht eine Rechtfertigung 

für die Willensausdehnung auf andere Staaten zu liefern.  

1. John Rawls 

Bereits 1993 hat John Rawls in seinem Artikel The Law of Peoples sein Verständnis über das 

internationale Recht und Politik artikuliert. Dabei stellt er sich die Frage, ob die Souveränität 

von nicht-liberalen Gesellschaften zu tolerieren ist oder - anders ausgedrückt - ob Eingriffe in 

innere Angelegenheiten von nicht-liberalen Gesellschaften legitim sind. Ausgegangen wird 

von dem Standpunkt, dass nicht-liberale und undemokratische Gesellschaften nicht den 

Willen des Volkes repräsentieren. Das Volk hat die Regierung nicht ausgewählt. Daraus folgt 

                                                
15 Cohen, J. L. (2008), Rethinking Human Rights, Democracy, and Souvereignty in the Age of Globalization, 
Political Theory, Vol. 36, No. 4, S. 582. 
16 Valentini, L. (2012), In What Sense are Human Rights Political? A Preliminary Exploration, Political Studies: 
2012, Vol 60, S. 181. 
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ein Meinungsungleichgewicht zu Gunsten der westlichen (liberalen) Staaten. Die 

Wertvorstellungen des Westens sind durch ihre demokratische Fundierung „höherwertiger“ 

und legitimieren sich so gegenüber nicht-liberalen undemokratischen Gesellschaften. Rawls 

versucht ein law of peoples (z.D. Gesetz der Völker) zu etablieren, dass auch diese nicht-

liberalen Gesellschaften umfasst. Tyrannische und diktatorische Regime schließt er vorab aus. 

Doch stellt er fest, dass nicht alle Gesellschaften notwendigerweise liberal sein müssen um 

anerkannt zu werden. Würde dies doch bedeuten, dass liberale gegenüber nicht-liberalen 

Gesellschaften ihre eigenen Prinzipien (Toleranz) missachten. Daraus schließt er: „human 

rights are a special class of rights designed to play a special role in a reasonable law of 

peoples for the present age.“17 Ohne seinem Ergebnis der Analyse gänzlich vorgreifen zu 

wollen, bedeutet dies, dass Menschenrechten eine besondere Rolle für das friedliche 

Zusammenleben von liberalen und nicht-liberalen Gesellschaften zukommt. 

 

Rawls versteht das Gesetz der Völker als „a political conception of right and justice that 

applies to the principles and norms of international law and practice.“ 18  Er vertritt die 

Ansicht, dass jede Gesellschaft über ein Konzept der Prinzipien und Ideale verfügen muss, 

nach welchen sie mit anderen Gesellschaften interagieren (Außenpolitik). Obgleich Rawls 

sein Konzept auf nicht-liberale Gesellschaften ausdehnt, gibt es dennoch Beschränkungen. Er 

limitiert die Gesellschaften in zwei Kategorien. Dazu zählen liberale und hierarchische 

Gesellschaften (hierarchial societies). Letztere müssen drei Kriterien erfüllen um das Gesetz 

der Völker auf sich ausdehnen zu können. Dadurch werden sie zu geregelte hierarchische 

Gesellschaften.19  

 

Erstens müssen sie friedvoll sein und ihre außenpolitischen Ziele mittels Diplomatie, Handel, 

etc. verfolgen. Zweitens muss ein Rechtssystem bestehen, dass der gesamten Bevölkerung 

moralische Rechte und Pflichten auferlegt, welche „[be] guided by a common good 

conception of justice“. 20  Dieses Konzept ist nicht mit jenem einer liberalen Gesellschaft 

gleichwertig. Dem Einzelnen kommen nicht notwendigerweise vergleichbare Freiheits- oder 

Gleichheitsrechte zu. Doch muss in jedem Fall ein vertrauenswürdiger Gerichts- und 

Verwaltungsapparat bestehen, der gewissen Vertretungsorganen ein Recht auf Gehör 

                                                
17 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 58. 
18 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 36. 
19 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 44. 
20 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 51. 
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zukommen lässt. Dieses verpflichtet die Regierung zwar nicht, muss aber ernst genommen 

werden. Auf diese Art wird dem Individuum, obgleich es nicht zwingend über ein Recht auf 

freie Meinungsäußerung verfügt, auf indirektem Weg (z.B. Gewerkschaft) gewährleisten 

gehört zu werden. Daraus folgt, dass das common good conception of justice einen 

Mindeststandard garantiert, wozu in jedem Fall das Recht auf Leben, das Verbot der Folter 

und der Sklaverei, das Recht auf Eigentum, das Recht auf Gleichheit, das Prinzip der 

Rechtsstaatlichkeit, die Vereinigungsfreiheit sowie das Recht auf Auswanderung zählen. 

Sohin schlussfolgert Rawls drittens, dass eine geregelte hierarchische Gesellschaft die 

grundlegenden Menschenrechte respektiert, da diese im Wesentlichen diese Mindeststandards 

wiedergeben. 21  „Given these three requirements, then, we must now confirm that an 

agreement on a law of peoples ensuring human rights is not an agreement only liberal 

societies can make.“ 22 

 

Folglich dieser drei Voraussetzungen entwickelt Rawls ein eigenes Verständnis der 

Menschenrechte. Menschenrechte sind der Mindeststandard für eine politische Gesellschaft, 

bestehend aus liberal und hierarchisch geregelten Gesellschaften, deren Verletzung ernsthafte 

Probleme für die gesamte Gesellschaft bedeuten. Menschenrechte definieren somit die 

äußeren Grenzen für eine zulässige nationale Gesetzgebung. Er versteht sie als eine 

Begrenzung der Souveränität bzw. der Autonomie23 eines Staates.  

 

Wechselt man von einer staatlichen auf die völkerrechtliche Betrachtungsebene, stellt man 

fest, dass Menschenrechte nach Rawls ein wesentlicher Bestandteil des philosophischen 

Konzepts des Völkerrechts sind. Ihre Funktion liegt in der Ergänzung des Gewaltverbotes. 

Krieg ist nur als Mittel zur Selbstverteidigung und zur Wiederherstellung der Menschenrechte 

gerechtfertigt.  

 

1.) Die Einhaltung der Menschenrechte ist eine essentielle Voraussetzung für 

Regime, eine legitime Herrschaft zu begründen und rechtmäßige Handlungen 

setzen zu können.  

                                                
21 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 52f. 
22 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 53. 
23 Rawls verwendet beide Begriffe.  
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2.) Ihre Einhaltung ist notwendig um rechtmäßige, gewaltsame Eingriffe durch 

andere Staaten zu verhindern, welche in Form von wirtschaftlichen Sanktionen 

bis hin zu militärischen Interventionen in Erscheinung treten könnten.  

3.) Menschenrechte setzen ein Limit zur Pluralität einer Gesellschaft.24 

 

Die wesentliche Aufgabe der Menschenrechte ist nach Rawls die Folgende: Wenn ein Staat 

den Schutz der Menschenrechte nicht gewährleisten kann und sich 

Menschenrechtsverletzungen regelmäßig wiederholen, kann sich dieser nicht über das 

Einmischen in nationalstaatliche Angelegenheiten externer Akteure beklagen. 25  

Mitgliedsstaaten sind sohin verpflichtet den Schutz der Menschenrechte zu gewährleisten. 

Können sie dies nicht, verlieren sie ihre Legitimität (bzw. Autonomie) und andere Staaten 

sind berechtigt zu intervenieren um den Schutz wiederherzustellen.  

 

Die Existenz der Menschenrechte rechtfertigt Rawls implizit mittels des Minimalkonzepts. 

Auf dieses beruft er sich zwar nicht direkt, doch nennt er eine Reihe von Menschenrechten, 

denen er universelle Geltung zuspricht. Das Minimalkonzept beschreibt die Menschenrechte 

als den „kleinsten gemeinsamen Nenner“ der alle Kulturen verbindenden menschlichen 

Moralvorstellung.26 

2. Joseph Raz 

Raz stimmt dem Ansatz von Rawls grundsätzlich zu, entwickelt diesen jedoch weiter. Seiner 

Ansicht nach sind Menschenrechte nicht nur ein Schutzinstrument gegen den eigenen Staat. 

Raz wendet sich von der streng bipolaren Beziehung der Menschenrechte zwischen Staaten 

und Bürgern ab und lässt diese als Abwehrinstrument gegen jegliche Form von 

internationalen Organisationen sowie auch Menschen und Unternehmen zu.27 So sagt Raz: „I 

do not mean that human rights are rights held only against states, or only in the international 

arena. Human rights can be held against international organisations, and other international 

                                                
24 Rawls, J. (1993), The Law of Peoples, Critical Inquiry, Vol. 20, No. 1, S. 59. 
25 Liao, M. S./ Etison, A. (2012), Political and Naturalistic Conceptions of Human Rights: A False Polemic? 
Journal of Moral Philosophy, Issue 3, 2012, S. 4, 
http://s3.amazonaws.com/academia.edu.documents/18051964/liaoetinsonpoliticalandnaturalisticconceptionsofhu
manrights.pdf?AWSAccessKeyId=AKIAIWOWYYGZ2Y53UL3A&Expires=1485973691&Signature=j3IPhghl
1s4iOijqstgCckdkMb8%3D&response-content-
disposition=inline%3B%20filename%3DPolitical_and_Naturalistic_Conceptions_o.pdf (1.2.2017). 
26 Forst, R. (2010), Die Rechtfertigung der Menschenrechte und das grundlegende Recht auf Rechtfertigung. 
Eine reflexive Argumentation, S. 80f. 
27 Liao, M. S./ Etison, A. (2012), Political and Naturalistic Conceptions of Human Rights: A False Polemic? S. 4. 

http://s3.amazonaws.com/academia.edu.documents/18051964/liaoetinsonpoliticalandnaturalisticconceptionsofhumanrights.pdf?AWSAccessKeyId=AKIAIWOWYYGZ2Y53UL3A&Expires=1485973691&Signature=j3IPhghl1s4iOijqstgCckdkMb8%3D&response-content-disposition=inline%3B%20filename%3DPolitical_and_Naturalistic_Conceptions_o.pdf
http://s3.amazonaws.com/academia.edu.documents/18051964/liaoetinsonpoliticalandnaturalisticconceptionsofhumanrights.pdf?AWSAccessKeyId=AKIAIWOWYYGZ2Y53UL3A&Expires=1485973691&Signature=j3IPhghl1s4iOijqstgCckdkMb8%3D&response-content-disposition=inline%3B%20filename%3DPolitical_and_Naturalistic_Conceptions_o.pdf
http://s3.amazonaws.com/academia.edu.documents/18051964/liaoetinsonpoliticalandnaturalisticconceptionsofhumanrights.pdf?AWSAccessKeyId=AKIAIWOWYYGZ2Y53UL3A&Expires=1485973691&Signature=j3IPhghl1s4iOijqstgCckdkMb8%3D&response-content-disposition=inline%3B%20filename%3DPolitical_and_Naturalistic_Conceptions_o.pdf
http://s3.amazonaws.com/academia.edu.documents/18051964/liaoetinsonpoliticalandnaturalisticconceptionsofhumanrights.pdf?AWSAccessKeyId=AKIAIWOWYYGZ2Y53UL3A&Expires=1485973691&Signature=j3IPhghl1s4iOijqstgCckdkMb8%3D&response-content-disposition=inline%3B%20filename%3DPolitical_and_Naturalistic_Conceptions_o.pdf
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agents, and almost always they will also be rights against individuals and other domestic 

institutions.“28 

 

Darüber hinaus kommt Raz zu einer deutlicheren Antwort bezüglich der Universalität von 

Menschenrechten. Folgt man den bisherigen Ausführungen des politischen Konzepts, ist es 

nicht notwendig, dass Menschenrechte universal sind. Jedes individuelle Recht, welches als 

Argument Geltung erlangt um einen äußeren Eingriff in die Souveränität eines Staates zu 

erwirken, ist ein Menschenrecht. Sobald ein Staat sich also nicht mehr konsequenzlos auf den 

Standpunkt zurückziehen kann: „Ja, ich der Staat habe gegen Rechte verstoßen, bin aber 

geschützt durch meine Souveränität.“ Handelt es sich sohin nicht mehr lediglich um einen 

Verstoß gegen ein gemeines individuelles Recht, sondern um ein Menschenrecht. Dies 

resultiert aus der Annahme, dass die Verletzung eines Menschenrechts einen Eingriff in die 

inneren Angelegenheiten eines Staates rechtfertigt.29  

 

Gleichzeitig bestreitet Raz jedoch auch nicht, dass Menschen Rechte lediglich aufgrund der 

Tatsache zukommen, dass sie Menschen sind. Seine Kritik „of that tradition is primarily that 

it fails to establish why all and only such rights should be recognised as setting limits to 

sovereignity, which is the predominant mark of human rights in human rights practice.“30 Er 

folgert, dass nicht das Recht selbst Universalität benötigt, jedoch das zugrundeliegende 

Prinzip. Sohin sieht er es nicht für zwingend notwendig, dass es einen universellen Anspruch 

auf das Recht auf ein gerichtliches Verfahren geben muss, solange es ein Recht gibt, welches 

ein Recht auf ein faires Verfahren gewährleistet. Das Wesen der Menschenrechte ist deren 

Institutionalisierung und dass sie über individuelle moralische Vorstellungen hinausgehen. 

D.h. der Einzelne hat Menschenrechte nur, wenn der Staat auch in der Lage dazu ist diese zu 

gewährleisten. Hat er diese etabliert, muss sich die internationale Gemeinschaft die Frage 

stellen, ob deren Nicht-Einhaltung zu Sanktionen führt. Ist das Resultat dieses Dialoges, dass 

dem Staat für die Nicht-Einhaltung keine Immunität zukommt, wird aus dem individuellen 

Recht ein Menschenrecht.31 Raz erweitert die Debatte zur Universalität bzw. zum universellen 

Anspruch der Menschenrechte dahingehend, als diese nur existieren, sofern sowohl Staat als 

auch Menschen existieren. Anders formuliert: Auf dem staatenlosen Mond hat der Mensch 
                                                
28 Raz, J. (2007), Human Rights Without Foundations, Oxford Legal Studies Research Paper No. 14/2007, 
https://ssrn.com/abstract=999874, S. 9.  
29 Raz, J. (2007), Human Rights Without Foundations, S. 14. 
30 Raz, J. (2007), Human Rights Without Foundations, S. 16. 
31 Ebda. S. 17f.  

https://ssrn.com/abstract=999874
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nur aufgrund seines Mensch-Seins alleine keinen Anspruch auf Menschenrechte (wie z.B. das 

Recht auf ein faires Verfahren usw.).  

 

Nach Razs Verständnis zufolge müssen drei Kriterien für die Entstehung und die 

fortwährende Rechtfertigung von Menschenrechten erfüllt sein. Erstens: Der Einzelne hat ein 

persönliches Interesse an der Etablierung eines Rechts; Zweitens: Dem Staat kommt die 

Pflicht zu, dieses Interesse zu gewährleisten und drittens: Der Staat verliert seine 

Souveränität, wenn er dieser Pflicht nicht nachkommt.32   

3. Charles Beitz 

Dem universellen Anspruch der Menschenrechte stellt Beitz die faktischen Realitäten der 

kulturellen Unterschiede gegenüber, die auf divergierenden moralischen Ansichten basieren. 

Dabei stellt er die Universalität der Menschenrechte und somit den Rechtfertigungsgrund des 

moralischen Minimalkonsens in Frage.   

 

Beitz verlässt den Gedanken, dass Menschenrechten gemeinsame Moralvorstellungen 

zugrunde liegen und diese dadurch neutral und unparteiisch sind. Vielmehr vertritt er die 

Ansicht, dass es kulturell moralische Differenzen gibt. 33  Dies widerspricht bereits dem 

Konzept der Naturrechte und lässt darauf schließen, dass Menschenrechte nicht immer im 

Sinne der jeweiligen betroffenen (Kultur-)Gesellschaft sind.  

  

Ein Bsp. dafür war die Diskussion rund um die Ablehnung von Menschenrechten durch 

asiatische Politiker Mitte der 1990er Jahre (z.B. Lee Kwan Yew aus Singapur und Mahathir 

Mohamad aus Malaysia). Sie argumentierten, dass die westlichen Vorstellungen von 

Meinungsfreiheit und politische Partizipation nicht im Einklang mit der traditionellen 

asiatischen Vorstellung von Politik standen. In Asien stehe der soziale Frieden über einer 

öffentlichen Debatte sowie das Gemeinwohl der Gesellschaft über dem des Individuums. Dies 

lässt auf stark abweichende Interpretationen der Meinungsfreiheit schließen.34 Noch stärker 

klaffen die Vorstellungen von Frauenrechten bei arabischen und europäischen Staaten 

auseinander. Frauen sind weder rechtlich gleichgestellt noch gibt es ein Verbot der 

Zwangsehe in vielen arabischen Ländern. Ein weiteres aktuelles Thema betrifft das 
                                                
32 Ebda. S. 18.  
33 Beitz, C. (2001), Human Rights as a Common Concern, The American Political Science Review, Vol 95, No. 
2, S. 274. 
34 Beitz, C. (2001), Human Rights as a Common Concern, The American Political Science Review, Vol 95, No. 
2, S. 271. 
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Abtreibungsverbot in Polen.35 Hierzu hat es bereits in den 1980er Jahren in Österreich und 

Europa eine lebhafte Debatte gegeben, ob die Abtreibung ein Eingriff in das Recht auf Leben 

(des ungeborenen Kindes) darstellt.  

 

Anhand dieser Beispiele und der damit verbundenen Meinungsdivergenzen lässt sich 

erkennen: Menschenrechte „favor the modernizing, cosmopolitan side of the disagreement, 

and that only strenghtens the view of international human rights as a partisan rather than a 

neutral concern.“36 Menschenrechte sind also parteiisch und nicht neutral und den Vorwürfen 

der arabischen, afrikanischen und asiatischen Staaten nach auch westlich geprägt. Diese 

Ansicht untergräbt die Rechtmäßigkeit von Sanktionen und Interventionen nach dem 

natürlichen Konzept der Menschenrechte. Sind nämlich Menschenrechte parteiisch, dann sind 

internationale Eingriffe nicht im Allgemeininteresse der betroffenen Bevölkerung. Es käme 

somit zu einer Bevormundung von Staaten durch die internationale Gemeinschaft. Doch was 

wäre die Konsequenz daraus? Man könnte die Rechtmäßigkeit von Sanktionen und 

Interventionen an den Wertvorstellungen der betroffenen Gesellschaft messen, auch wenn wir 

der Ansicht sind, dass die Betroffenen selbst diese Werte ablehnen. Um neutrale unparteiische 

Menschenrechte zu generieren, müsste der Mindeststandard so weit nach unten gesetzt 

werden, bis sich alle Kulturen auf einen Standard einigen. Doch wenn dem so ist, wäre ein 

Eingriff in eine rassistisch geprägte Gesellschaft, die gewaltsam gegen eine Minderheit im 

Staat vorgeht, unzulässig. Setzen also neutrale Menschenrechte voraus, dass kulturell 

moralische Unterschiede hingenommen werden müssen, ist die Existenz eines jeden 

Menschenrechts potentiell gefährdet. Angenommen, die Anhänger des Islamischen Staates 

vertreten einheitlich die Meinung, dass die Hinrichtung von Andersgläubigen moralisch 

akzeptabel sei, dann müsste die Staatengemeinschaft, zum Wohle der Neutralität und 

Unparteilichkeit der Menschenrechte, die Religionsfreiheit, das Recht auf Leben sowie das 

Verbot des Völkermordes von der Liste der Menschenrechte streichen. Was übrig bliebe, 

wäre kein Katalog der Menschenrechte, sondern ein dynamisches Konzept, bei dem jede 

Gesellschaft sozusagen ein Vetorecht hat. Divergierende Moralvorstellungen sind somit bis 

zu einem gewissen Grad für den Bestand der Menschenrechte hinzunehmen. 

 

                                                
35 Die Presse (2016), Tausende Polen protestieren gegen Abtreibungsverbot, vom 1.1.2016 
http://diepresse.com/home/ausland/welt/5094931/Tausende-Polen-protestieren-gegen-Abtreibungsverbot 
(2.2.2017).  
36 Beitz, C. (2001), Human Rights as a Common Concern, The American Political Science Review, Vol 95, No. 
2, S. 272. 

http://diepresse.com/home/ausland/welt/5094931/Tausende-Polen-protestieren-gegen-Abtreibungsverbot
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Demgegenüber sind Bedenken entgegen zu stark parteiischen Menschenrechten ebenfalls 

berechtigt. Die Angst, dass Menschenrechte als Argument zur Verbreitung von liberalen 

politischen Werten verwendet werden ist Real und konnte bei Interventionen der USA in 

Zentralamerika beobachtet werden.37  

 

Zur Abhilfe gegen den Missbrauch von einzelnen Hegemonien der Menschenrechte sieht 

Beitz die Schaffung von multilateralen Institutionen als unerlässlich an. Er spricht sich somit 

für ein Weltgericht aus, dass in Streitfragen hier zu einem fairen Ergebnis findet.38  

C. Zwischenergebnis 
Das traditionelle Konzept der Menschenrechte befasst sich mit der Frage, welche moralischen 

und philosophischen Werte den Menschenrechten zugrunde liegen. Ziel dieses Konzept ist 

eine quasi-naturrechtliche Begründung der Geltung der Menschenrechte zu schaffen. Hiervon 

nimmt das politische Konzept der Menschenrechte Abstand. Es klammert moralische 

Überlegungen vollständig aus und bezieht sich ausschließlich auf die Funktion die 

Menschenrechte in der internationalen Politik erfüllen. Das politische Konzept der 

Menschenrechte betrachtet diese gleichzeitig als Rechtfertigung für Interventionen sowie 

auch Souveränität eines Staates.  

 

John Rawls versteht Menschenrechte auf völkerrechtlicher Ebene als eine Ergänzung zum 

Gewaltverbot. Für Staaten ist die Einhaltung der Menschenrechte Voraussetzung um eine 

legitime Herrschaft zu begründen und rechtmäßige Handlungen setzen zu können. Verstößt 

ein Staat gegen Menschenrechte verliert dieser seinen Anspruch auf Souveränität. Er kann 

somit keine legitimen Einwände gegen militärische Interventionen oder wirtschaftliche 

Sanktionen durch externe Akteure erheben.  

 

Joseph Raz dehnt den sachlichen Anwendungsbereich von Menschenrechte aus und erstreckt 

diesen auch auf Unternehmen, internationale Organisationen und Individuen. Menschenrechte 

sind nicht länger mehr reine Schutzinstrument gegen den Staat. Diesem kommt jedoch in der 

theoretischen Fundierung weiterhin eine bedeutende Rolle zu, denn ohne den Staat kann es 

keine Menschenrechte geben. Dies leitet Raz daraus ab, dass Menschenrechte 

Institutionalisiert sein müssen. Erst durch die Institutionalisierung sind Menschenrechte keine 
                                                
37 Beitz, C. (2001), Human Rights as a Common Concern, The American Political Science Review, Vol 95, No. 
2, S. 280. 
38 Ebda. 
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individuellen Moralvorstellungen, sondern erlangen Geltung für die Gesellschaft. Kann ein 

Staat deren Einhaltung nicht gewährleisten, verliert dieser seine Souveränität.  

 

Charles Beitz beschäftigt sich mit divergierenden Moralvorstellungen von Menschenrechte. 

Hierfür nennt er diverse Beispiele betreffend z.B. der verschiedenen regionalen Auffassung 

der Religionsfreiheit, der Privatsphäre oder auch dem Recht auf Leben. Daraus folgt: 

Menschenrechte sind tatsächlich keine neutralen, sondern parteiische Rechte. Dies soll jedoch 

nicht dazu führen, dass bei jeder unterschiedlichen Interpretation das jeweilige 

Menschenrecht selbst in Frage gestellt wird. Hier sieht Beitz im natürlichen Konzept der 

Menschenrechte einen inneren Konflikt, denn er vertritt die Ansicht, dass es nicht zwingend 

einen moralischen Minimalkonsens gibt. Interpretiert ein Staat gemäß seiner überzeugten 

Moralvorstellung eine Mindermeinung, verliert er seine Souveränität und muss mit 

Interventionen rechnen. Aufgrund der Problematik über die korrekte Interpretation, empfiehlt 

Beitz die Schaffung von einem demokratisch fundierten Weltgericht.  
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V. Menschenrechtsverletzungen durch Konzerne 
Die Universalität der Menschenrechte stößt auch abseits der theoretischen Debatte auf 

rechtlicher Ebene auf schwerwiegende Probleme. Aufgrund der Vielzahl an Rechtsquellen für 

Menschenrechte und der regional unterschiedlichen Interpretation dieser, ist es nicht immer 

eindeutig, wann ein Verstoß vorliegt. 

 

Dieses Kapitel beschäftigt sich dennoch mit den relevanten Menschenrechten für 

Unternehmen oder - anders formuliert - mit den Menschenrechten, gegen die Konzerne 

regelmäßig verstoßen.  

 

Vorab soll bereits darauf eingegangen werden, auf welche Aktivität bzw. durch welchen 

Handlungsmodus Menschenrechtsverstöße begangen werden können. Dabei wird 

grundsätzlich zwischen aktiven und passiven Menschenrechtsverletzungen unterschieden. 

Erstere resultieren aus einer aktiven Handlung eines Unternehmens, während bei passiven 

Verstößen diese an einer Verletzung durch einen Dritten lediglich beteiligt sind (complicity), 

diese aber nicht selbst ausführen. „Beteiligung ist grundsätzlich die Teilnahme an einer 

unrechtmäßigen Handlung, die eng mit der Frage nach Kontrolle, Verursachung, 

Unterlassung und Teilnahme verbunden ist.“39 Ein Bsp. für Beteiligung wäre, wenn ein Staat 

(oder ein Dritter) ein Unternehmen bzw. deren Erzeugnisse zur Begehung von 

Menschenrechtsverletzungen verwendet, bspw. durch die Lieferung von Waffen für einen 

offensichtlich menschenrechtswidrigen Einsatz. Den Menschenrechtsverstoß (bei Mord: 

Verstoß gegen das Recht auf Leben) führt in diesem Bsp. der Staat aktiv aus. Der 

Waffenlieferant ist jedoch an dem gesamten Prozess beteiligt.  

 

Nach dem Prinzip der Gehilfenhaftung (Agency Theory) haftet das Unternehmen für Schäden, 

die seine Gehilfen (z.B. Angestellte oder Sub-Unternehmen) in Erfüllung eines bestehenden 

Schuldverhältnisses zufügen, wie für sein eigenes Verhalten. Dieses Prinzip stammt 

ursprünglich aus dem Zivilrecht, findet jedoch auch auf das Strafrecht Anwendung, sofern das 

schädigende Verhalten im Rahmen der Vertretungsbefugnis und im Interesse des 

Unternehmens ist sowie von diesem toleriert, gestattet oder nachträglich genehmigt wurde.40 

                                                
39 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, 
Universitätsverlag Göttingen, https://www.deutsche-digitale-
bibliothek.de/binary/H3ERAKWIX5RFDZEPKXLPK77EVQOY3NSP/full/1.pdf (21.3.2017), S. 78. 
40 Lukas, K. / Hutter, F.-J. (2009), Menschenrechte und Wirtschaft, Studienreihe des Ludwig Bolzmann Instituts 
für Menschenrechte, Band 17, S. 127.  

https://www.deutsche-digitale-bibliothek.de/binary/H3ERAKWIX5RFDZEPKXLPK77EVQOY3NSP/full/1.pdf
https://www.deutsche-digitale-bibliothek.de/binary/H3ERAKWIX5RFDZEPKXLPK77EVQOY3NSP/full/1.pdf
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Bei Konzernen findet dieses Prinzip ebenfalls Anwendung, wenn das Mutterunternehmen 

hinreichende Kontrollmöglichkeiten der Tätigkeiten des Tochterunternehmens aufweisen 

kann und die restlichen, soeben aufgezählten Kriterien, ebenfalls erfüllt sind. 

Grundvoraussetzung - und in der Praxis oft problematisch - ist, dass das schädigende 

Unternehmen nicht Teil des Konzerns ist. Besteht somit keine rechtliche Verbindung 

zwischen dem schädigenden Unternehmen und dem Konzern, handelt es sich lediglich um 

einen Zulieferer.  

 

Dies führt zur nächsten Kategorie, nämlich der Menschenrechtsverletzungen in der 

Lieferkette. An dieser Stelle soll erwähnt werden, dass der Grundregel zufolge MNC nicht für 

Verstöße von anderen Unternehmen verantwortlich sind. Ebenfalls sind sie nicht dazu 

verpflichtet Nachforschungen bzgl. ihrer Zulieferer anzustellen. Aus diesem Verständnis 

heraus resultiert jedoch genau die Praxis, dass MNC die benötigte Ware bei dem günstigsten 

Anbieter am Markt erwerben, ohne dabei Rücksicht auf die zugrundeliegenden 

Produktionsbedingungen zu nehmen. Kann dennoch, obgleich keine rechtliche Verbindung 

zwischen Konzern und Zulieferer besteht, ein Kausalzusammenhang zwischen dem 

Auftraggeber und dem schädigenden Ereignis festgestellt werden, befindet man sich in der 

Gehilfenhaftung.  

 

Ob ein Unternehmen eine passive Menschenrechtsverletzung begeht, muss immer im 

Einzelfall betrachtet werden. Dies ist stark von dem Grad der Beteiligung abhängig. Fraglich 

ist in jedem Fall, ob bereits die Akzeptanz von Menschenrechtsverletzungen bzw. das Nicht-

Verhindern solcher, strafbar sein soll.41  

A. Beispiele von Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen 
Diverse Fälle von schwerwiegenden Verstößen durch multinationale Konzerne gegen 

Menschenrechte sind durch die öffentlichen Medien einem breiten Publikum bekannt 

geworden. Sie sollen die Relevanz und den Grad der Bedeutung des Themas Wirtschaft und 

Menschenrechte veranschaulichen.  

1. Nestlé – Privatisierung von Wasser 

Nestlé gelangte zu zweifelhafter Berühmtheit durch ihre Geschäfte mit der Privatisierung 

von Wasser in Afrika. 2012 erschien hierzu sogar ein Dokumentarfilm, der die 

                                                
41 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 79.  
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Geschäftspraktiken von Nestlé aufdeckt.42 Der Vorwurf lautet grundsätzlich, dass Nestlé 

Wasserquellen, die von lebensnotwendiger Bedeutung für die umliegende Bevölkerung 

sind, aufkauft, abfüllt und teuer weiterverkauft. Die einheimische Bevölkerung, die bisher 

gratis Zugang zu Wasser hatte, ist finanziell nicht in der Lage dieses zu kaufen und ist 

nun von ihrer einzigen naheliegenden Wasserquelle abgeschnitten. Dieses Verhalten von 

Nestlé steht u.a. im Spannungsverhältnis mit der UN-Resolution 64/292: Recht auf 

Zugang zu sauberem Wasser43, dessen rechtliche Verbindlichkeit umstritten ist und vom 

Geschäftsführer von Nestlé - Peter Brabeck - öffentlich negiert wird.44  

2. Chevron – Ölkatastrophe in Ecuador und Peru 

Ein weiterer Fall betrifft den Ölkonzern Chevron. Dieser hat zwischen 1964-1990 in 

Ecuador und Peru Schäden in Milliardenhöhe an Bevölkerung und Umwelt bei der 

Förderung von Öl angerichtet. 45  In diesem Fall ist der Verstoß gegen die 

Menschenrechte, allen voran dem Recht auf Leben, eindeutig. Durch die Verschmutzung 

der Umwelt und Gewässer kam es zu Krankheiten und Todesfällen bei der einheimischen 

Bevölkerung. Die Urteile gegenüber Chevron sind bereits rechtskräftig, werden von 

Chevron aber nicht akzeptiert. Das Recht auf Leben verpflichtet den Staat in einer 

derartigen Situation die betroffenen Menschen umfassend über die Gefahren zu 

informieren und ihnen zumindest sauberes Trinkwasser zur Verfügung zu stellen.  

 

Darüber hinaus sehen sich Konzerne auch Vorwürfen von Menschenrechtsverletzungen bei 

ihren Zulieferern ausgesetzt.  

3. KiK / Ali Enterprise – Werksbrand in Pakistan 

Im Jahr 2012 ist ein Werk von Ali Enterprise, einem Zulieferer des Textildiscounters 

KiK, abgebrannt. In den Flammen starben zumindest 289 Menschen. Alle Eingänge der 

Fabrik, mit Ausnahme eines einzigen, waren verschlossen bzw. verriegelt. Dies diente 

                                                
42 Bottled Life: Die Wahrheit über Nestlé’s Geschäfte mit dem Wasser (2012), 
http://bottledlifefilm.com/index.php/home-de.html (2.12.2016). 
43 The human right to water and sanitation, A/RES/64/292 (28. Juli 2010). 
44 Samson, K. (2013), The Privatization of Water: Nestlé Denies that Water is a Fundamental Human Right, 
http://www.globalresearch.ca/the-privatisation-of-water-nestle-denies-that-water-is-a-fundamental-human-
right/5332238 (7.12.2015). 
45 FAZ (2013), Ölkonzern Chevron soll Rekordstrafe zahlen vom 13.11.2013, 
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/umweltschaeden-in-ecuador-oelkonzern-chevron-soll-
rekordstrafe-zahlen-12662339.html (3.12.2016). 

http://bottledlifefilm.com/index.php/home-de.html
http://www.globalresearch.ca/the-privatisation-of-water-nestle-denies-that-water-is-a-fundamental-human-right/5332238
http://www.globalresearch.ca/the-privatisation-of-water-nestle-denies-that-water-is-a-fundamental-human-right/5332238
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/umweltschaeden-in-ecuador-oelkonzern-chevron-soll-rekordstrafe-zahlen-12662339.html
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/umweltschaeden-in-ecuador-oelkonzern-chevron-soll-rekordstrafe-zahlen-12662339.html
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dazu, dass Arbeiter nicht heimlich früher ihre Arbeitsplätze verließen. Der Vorfall ist ein 

klarer Verstoß gegen das Recht auf Leben und das Verbot der Zwangsarbeit.46  

 

Abseits der multinationalen Konzerne gibt es auch österreichische Unternehmen die sich 

menschenrechtlichen Problemen stellen mussten.  

4. Andritz AG – Kraftwerksbau in Belo Monte 

2013 geriet die Andritz AG in öffentliche Ungunst, weil sie als Zulieferer am 

Kraftwerksbau in Belo Monte – Brasilien, beteiligt waren. Geplant war der Bau eines 

Staudammes im Amazonasgebiet. Dabei handelt es sich um das drittgrößte Bauprojekt 

weltweit dieser Art. Umweltschützer und Indigenenvertreter bezeichnen es als soziale 

und ökologische Katastrophe, denn für die Errichtung mussten rund 40.000 Menschen 

zwangsweise umgesiedelt werden. Die Andritz war als Zulieferer von Turbinen an dem 

Projekt beteiligt.47 

 

B. Für unternehmerische Tätigkeiten relevante Menschenrechte 
Die Analyse der für Unternehmen relevanten Menschenrechte beschränkt sich nicht auf ein 

bestimmtes Vertragswerk, sondern auf die gängigen anwendbaren Rechtsgrundlagen für 

Menschenrechte. Dazu zählen insbesondere die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

1948 (AEMR), die Europäische Menschenrechtskonvention 1953 (EMRK) und der 

Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte 1966 (IPbgR). Folglich wird der 

Schutzbereich dieser Menschenrechte auch nach europäischem Verständnis wiedergegeben.  

 

1. Recht auf Leben  

Das Recht auf Leben ist eines der fundamentalsten Menschenrechte und schützt das Rechtsgut 

Leben. Damit ist das Leben im physischen Sinne und nicht die physische Integrität, eine 

bestimmte Lebensqualität oder ein Recht auf Gesundheit, gemeint.  

 

                                                
46 New York Times (2012), More Than 300 Killed in Pakistani Factory Fires vom 12.9.2012, 
http://www.nytimes.com/2012/09/13/world/asia/hundreds-die-in-factory-fires-in-pakistan.html (2.12.2016). 
47 Kurier (2016), Gigantisches Amazonas-Kraftwerk Belo Monte startet Teil-Betrieb vom 6.5.2016, 
https://kurier.at/wirtschaft/gigantisches-amazonas-kraftwerk-belo-monte-startete-teil-betrieb/197.202.378 
(3.12.2016); Hinteregger, V. (2014), The UN Guiding Principles on Business and Human Rights applied to the 
involvment of Andritz in the Belo Monte hydropower scheme, Diplomarbeit, Universität Wien. 

http://www.nytimes.com/2012/09/13/world/asia/hundreds-die-in-factory-fires-in-pakistan.html
https://kurier.at/wirtschaft/gigantisches-amazonas-kraftwerk-belo-monte-startete-teil-betrieb/197.202.378
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Das Recht auf Leben ist in Art 3 AEMR, Art 2 EMRK, Art 2 Grundrechte-Charta 2009 

(GRC) Art 6 IPbpR sowie in Art 4 Amerikanische Menschenrechtskonvention 1969 (AMRK) 

und Art 4 Banjul-Charta 1981 verankert. Zusätzlich ist das Recht auf Leben zweifelsfrei 

Völkergewohnheitsrecht und kommt somit grundsätzlich jedem Menschen zu. 

 

Historisch betrachtet schützt das Recht auf Leben den Einzelnen vor der Tötung durch den 

Staat. Darüber hinaus verpflichtet es den Staat jedoch auch das Leben jedes Menschen 

gesetzlich zu schützen. Der Staat wird somit dazu verpflichtet, das Leben der Menschen auch 

gegenüber Gefährdungen und Eingriffen von Dritten zu bewahren. 48  Der Europäische 

Gerichtshof für Menschenrechte hat bspw. in seiner Rechtsprechung über die EMRK, auf 

Basis des Rechts auf Leben, eine positive Verpflichtung oder eine Gewährleistungspflicht des 

Staates - zum Schutz des Lebens der Menschen - entwickelt. Dazu zählt ganz grundlegend die 

Schaffung eines Rechtssystems, welches den Schutz des Lebens gewährleistet sowie eine 

Informationspflicht des Staates betreffend Gefährdungen für den Menschen (z.B. 

Naturkatastrophen, Terror-Angriffe, Industrieunfälle) und eine direkte Schutzpflicht für 

Menschen die in einem Nahe- oder Führsorgeverhältnis zum Staat stehen (Inhaftierte, 

Schüler, Patienten).49 Die Beurteilung, ob ein Verstoß gegen das Recht auf Leben vorliegt, 

muss somit aus der Perspektive des Staates betrachten werden. Zusammengefasst stellt sich 

die Frage, ob der Staat für den Tod des Menschen verantwortlich ist oder diesen verhindern 

hätte müssen.  

 

Potentiell liegt immer dann ein Eingriff in das Recht auf Leben vor, wenn durch die gesetzte 

Handlung ein Mensch stirbt. Dies kann bei Unternehmen im Rahmen ihrer internen 

Tätigkeiten vorkommen sowie auch im Umgang mit Dritten. Dazu zählt bspw. wenn ein 

Unternehmen den Arbeitsplatz nicht gesetzeskonform absichert bzw. darüber hinaus Dritte 

gefährdet.  

 

Ein radikales Bsp. bilden die Baustellen in Katar für die Fußball WM 2022. Seit der Vergabe 

sollen dort bereits 1.200 Arbeiter gestorben sein. „Wie auch immer die Todesursachen 

deklariert werden – als Arbeitsunfälle, Herzinfarkt (zurückzuführen auf die 

lebensbedrohlichen Auswirkungen des Hitzestress) oder Krankheiten, die aus ärmlichen 

                                                
48 Alleweldt (2013), Kommentierung von Art 2 EMRK in Dörr/Grote/Marauhn (Hg) (2013), EMRK/GG 
Konkordanzkommentar zum europäischen und deutschen Grundrechtsschutz, 2. Aufl., Kap 10, Rz 34. 
49 Grabenwarter/Pabel (2016), Europäische Menschenrechtskonvention, Aufl. 6, S. 178. 
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Lebensbedingungen resultieren – die Ursache ist stets die gleiche: die Arbeitsbedingungen.“50 

Unterschiedliche Schätzungen gehen davon aus, dass bis zur Fertigstellung 2022 insgesamt 

zwischen 4.000 und 7.000 Menschen sterben werden.51  

 

2. Das Verbot der Zwangs- und Pflichtarbeit 

Schätzungen der ILO zufolge arbeiten weltweit rund 12,3 Millionen Menschen unter 

Bedingungen der Zwangs- und Pflichtarbeit bis hin zur Sklaverei. Geschätzte 9,3 Millionen 

Menschen befinden sich in Abhängigkeit von privaten Unternehmen. Die restlichen arbeiten 

direkt für den Staat.52  

 

Das Verbot der Zwangs- und Pflichtarbeit statuiert, dass kein Mensch zur Ableistung einer 

bestimmten Arbeit verpflichtet werden kann. Es findet sich in Art 8 Abs. 3 IPbpR, Art 3 

EMRK, Art 5 GRC, Art 6 AMRK in dem ILO Abkommen C 29 Forced Labour Convention 

1930 und C 105 Abolition Forced Labour Convention 1957 und in Art 23 AEMR. Darüber 

hinaus gelten das Verbot der Sklaverei und Leibeigenschaft in Art 4 AEMR, Art 8 IPbpR, Art 

4 EMRK und Art 6 AMRK im Zusammenhang mit modernen Formen der Sklaverei.53  

 

Zwangsarbeit stellt die Tätigkeit dar, welche Menschen unter Androhung einer Strafe gegen 

ihren Willen verrichten. Die schärfste Form der Zwangsarbeit ist die Sklaverei oder 

Leibeigenschaft. Diese unterscheidet sich dadurch, dass der Mensch als Objekt betrachtet 

wird und somit auch verkauft werden kann.  

 

Unternehmen verstoßen gegen das Verbot der Zwangsarbeit, wenn sie ihren Arbeitskräften 

bei Zuwiderhandeln Strafe androhen. Sehr deutlich erkennt man dies an den modernen 

Formen der Sklaverei. Dazu zählen Menschenhandel, Zwangsprostitution und 

Kindersoldaten. Der Übergang zwischen Zwangsarbeit und moderner Sklaverei ist mitunter 

fließend. 

 
                                                
50 Handelsblatt (2014), Der Tribut von Katar vom 19.3.2014, 
http://www.handelsblatt.com/sport/fussball/tausende-tote-auf-wm-baustellen-der-tribut-von-katar/9636274.html 
(21.4.2017).  
51 Welt.de (2015), Gewerkschaft rechnet mit 7000 Toten bis zur WM vom 18.12.2015, 
https://www.welt.de/politik/ausland/article150086819/Gewerkschaft-rechnet-mit-7000-Toten-bis-zur-WM.html 
(21.4.2017).  
52 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 98. 
53 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 88. 

http://www.handelsblatt.com/sport/fussball/tausende-tote-auf-wm-baustellen-der-tribut-von-katar/9636274.html
https://www.welt.de/politik/ausland/article150086819/Gewerkschaft-rechnet-mit-7000-Toten-bis-zur-WM.html
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Ausgenommen von dem Verbot sind der militärische Pflichtdienst oder Ersatzdienst, 

gerichtlich aufgelasteter Sozialdienst oder der Einsatz von Menschen bei Katastrophen und 

Notständen.  

 

3. Das Diskriminierungsverbot 

Das Diskriminierungsverbot zählt zu den bedeutendsten Menschenrechten und findet sich in 

einigen Vertragswerken sogar noch vor dem Recht auf Leben wieder. Grundsätzlich setzt das 

Diskriminierungsverbot an bestimmten Merkmalen wie Hautfarbe, Rasse, Alter, Geschlecht, 

Religion, Herkunft, politischen Zugehörigkeit, Krankheit, Behinderung etc. an. Viele 

Menschenrechtsabkommen bezeichnen das Diskriminierungsverbot auch als 

Gleichbehandlungsgebot. Trotz begrifflicher Unterscheidung ist das gleiche geschuldet.54 

 

Das Diskriminierungsverbot findet sich in Art 2 AEMR, Art 3, 14, 24, 26 IPbpR, Art 14 

EMRK, Art 20, 21 GRC, Art 24 AMRK, Art 2 Banjul-Charta sowie in Art 2 Arab. 

Menschenrechtscharta. Des Weiteren gibt es Konventionen und völkerrechtliche Verträge, die 

spezielle Formen der Diskriminierung bekämpfen. Dazu zählen die Convention on the 

Elimination of All Forms of Racial Discrimination von der Generalversammlung der UN oder 

die ILO Konventionen C 111 und C 118.55  

 

Eine Diskriminierung oder Ungleichbehandlung liegt dann vor, wenn sie „willkürlich erfolgt, 

unfair ist oder wenn mangels vernünftiger und objektiver Ziele keine objektive 

Rechtfertigung für die Unterscheidung ersichtlich ist.“ 56  In der Praxis liegt eine 

Diskriminierung in aller Regel dann vor, wenn ein Unternehmen gleiche Tätigkeit z.B. 

unterschiedlich entlohnt, Dienstnehmern ungleiche Aufstiegschancen ermöglicht, 

verschiedene Kündigungsmaßstäbe heranzieht, Angestellte aufgrund ihrer Religion 

diskriminiert usw.57 

 

                                                
54 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 82f.   
55 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 83. 
56 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 84. 
57 Ebda.  
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4. Verbot der Kinderarbeit 

Vorab muss erwähnt werden, dass es kein generelles Verbot der Kinderarbeit gibt. Dies ist 

u.a. der Tatsache geschuldet, dass ein generelles Verbot praktisch eine Verschlechterung für 

Kinder bedeuten kann. Häufig stellt die Arbeit der Kinder für Familien eine wichtige 

Einnahmequelle dar. Würden Kinder nicht arbeiten, könnten sie in die Kriminalität wie 

Drogenhandel oder Prostitution abdriften. Von Kinderarbeit sind Schätzungen der UNICEF 

zufolge weltweit über 210 Millionen Kinder betroffen. Häufig werden Kinder in der 

Landwirtschaft und der industriellen Herstellung eingesetzt. Besonders schwere Vorwürfe 

werden auch gegen die Textilindustrie erhoben. Eingesetzt werden Kinder z.B. auf Kaffee- 

und Teeplantagen oder in der Fertigung von Teppichen, Fußbällen und vor allem Kleidung.58 

 

Die Rechtsquellen, die sich mit Kinderarbeit beschäftigen, stehen auch im engen 

Zusammenhang mit dem Recht auf Bildung und Entwicklung. Die ILO hat zum Thema 

bereits mehrere Konventionen und Empfehlungen beschlossen, darunter die Minimum Age 

Convention aus 1973 (C 138) in Verbindung mit der Minimum Age Recommendation 1973 (R 

146) sowie der Worst Form of Child Labor Convention 1999 (C 182) und der Worst Form of 

Child Labor Recommendation 1999 (R 190). Darüber hinaus gibt es die UN 

Kinderrechtskonvention, die ebenfalls den Schutz von Kindern vor der wirtschaftlichen 

Ausbeutung gewährleistet.  

 

Art 3 der ILO Konvention C 182 Worst Form of Child Labor Convention verbietet zumindest 

allen Personen unter 18 Jahren – insofern nicht grundsätzlich gesetzeswidrig - „Arbeit, die 

Gesundheit, Sicherheit oder Moral des Kindes gefährden, Sklaverei und sklavenähnliche 

Praktiken, Einsatz von Kindern in Kriegen, Prostitution oder illegale Tätigkeiten wie 

Drogenhandel.“59  

  

                                                
58 Ebda, S. 98. 
59 Art 3 Worst Form of Child Labor Convention 1999 (ILO C 182); Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von 
Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 95. 
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VI. Analyse 
Die politischen und rechtlichen Entwicklungen der letzten Jahre verdeutlichen einen Anstieg 

von Gesetzesnormen betreffend Menschenrechtsverletzungen durch multinationale Konzerne. 

Das Credo lautet: Unternehmen sollen mehr Verantwortung übernehmen.  

 

In diesem Abschnitt wird anhand bestehender internationaler, europäischer und nationaler 

Rechtsquellen analysiert: ob, wo (in welchem Staat) und wie (zivil- und/oder strafrechtlich) 

Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen im Ausland verantwortlich gemacht werden 

können.  

 

Zuerst wird der Status Quo der menschenrechtlichen Verantwortlichkeit von Unternehmen 

(Rechtsverbindlichkeit) anhand bestehender völkerrechtlicher Verträge analysiert 

(internationale Ebene). Fokus liegt dabei auf den Durchsetzungsmechanismen der 

Menschenrechte. Untersucht werden: 

 

• Die Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation, 

• Leitsätze für multinationale Unternehmen der OECD  

• Subcommission Draft Norms der UN 

• Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der UN. 

 

In einem zweiten Schritt wird diese Untersuchung auf die europäische und nationale Ebene 

beschränkt. Hier werden folgende Rechtsquellen herangezogen: 

 

• Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK), 

• Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC), 

• Österreichische Bundesverfassung einschließlich dem Staatsgrundgesetz (B-VG, 

StGG), 

• Verbandsklagen und das 

• (Europäisches) Unternehmensstrafrecht. 

 

Zum Abschluss wird noch Einblick in die Thematik der Selbstbindungsmechanismen von 

Unternehmen geworfen. Dieser Abschnitt beschäftigt sich mit den Corporate Social 

Resposibility Standards (CSR) und der Berichtspflichten zu denen sich Konzerne 

selbstständig verpflichten.  
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A. Mögliche Formen der Sanktionsfähigkeit von 

Menschenrechtsverletzungen 
Aufgrund der internationalen Tätigkeit der Unternehmen kommt es bei 

Menschenrechtsverletzungen im Ausland zu Anwendung von mehreren möglichen 

Rechtsnormen. Diese können grob in verbindliche und unverbindliche sowie in nationale und 

internationale unterteilt werden. Wenn es in weiterer Folge um die Durchsetzbarkeit von 

Menschenrechtsverletzungen gegenüber MNC geht, muss darüber hinaus in unmittelbare 

(direkte; verpflichtet wird das Unternehmen) und mittelbare (indirekte; verpflichtet wird der 

Staat) gegliedert werden.  

 

Verbindlichkeit bzw. Unverbindlichkeit deuten auf den Einhaltungszwang einer Rechtsnorm 

hin. Bei verbindlichen Rechtsnormen ist der Adressat zur Einhaltung dieser verpflichtet. 

Kommt er seiner Verpflichtung nicht nach, kann dieses Vergehen mittels Strafen sanktioniert 

werden. Unverbindliche Rechtsnormen gibt es v.a. im Völkerrecht. Diese sind als sogenannte 

soft-laws bekannt. Unverbindliche Rechtsnormen haben einen Wunschzielcharakter. Der 

Verstoß dagegen zieht keine Sanktionen nach sich. In der Praxis versucht man mittels 

gesellschaftlichem Druck und Verständnis die Einhaltung von soft-law zu erwirken.  

 

Nationale und internationale Rechtsnormen unterscheiden sich durch ihren Geltungsbereich. 

Erstere sind Rechtsnormen, die durch einen einzelnen Staat generiert werden. Anwendung 

finden diese auf Verletzungen im Hoheitsgebiet des eigenen Staates. In wenigen Fällen, wird 

der Anwendungsbereich auch über die eigenen Staatsgrenzen ausgeweitet. Internationale 

Rechtsnormen sind vorrangig völkerrechtliche Abkommen die durch mehrere Staaten (bi- 

und/oder multilateral) bzw. Staatenbünde (UN oder EU oder andere internationale 

Organisationen) geschlossen werden. Zur Einhaltung von völkerrechtlichen Verträgen sind 

grundsätzlich die Staaten selbst verpflichtet. Damit die Abkommen für den einzelnen Bürger 

Geltung erlangen, müssen sie in nationale Gesetze umgesetzt werden. 

 

Mittelbarkeit bzw. Unmittelbarkeit verweist primär auf den Verpflichteten einer Rechtsnorm. 

Dies ist im Völkerrecht grundsätzlich der Mitgliedstaat und nicht der Verursacher selbst. Bei 

einer Rechtsverletzung gegen die EMRK wird z.B. mittelbar der Mitgliedstaat 

schadenersatzpflichtig. Eine unmittelbare Rechtsnorm soll den Schädiger direkt zur 

Verantwortung verpflichten. Darüber hinaus verweist die Un-/Mittelbarkeit auch auf die 

Anwendbarkeit einer Rechtsnorm. Unmittelbare Rechtsnormen sind direkt anwendbar, 
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während mittelbare in einem Transformationsakt durch den Verpflichteten (Mitgliedstaat) 

zuerst in nationales Recht umgewandelt werden. Die beiden primären Rechtsinstrumente der 

EU, die unmittelbar anwendbare Verordnung und die mittelbar anwendbare Richtlinie, 

können als Beispiele herangezogen werden.  

1. Unmittelbar verbindliche Abkommen 

Die effektivste Form mittels derer MNC direkt und international für 

Menschenrechtsverletzungen verbindlich zur Rechenschaft gezogen werden können sind 

unmittelbar international verbindliche Rechtsnormen. Dafür wäre ein völkerrechtliches 

Abkommen notwendig, das von allen Staaten unterzeichnet wird. Der entscheidende 

Unterschied zu klassischen völkerrechtlichen Verträgen liegt darin, dass es keinen 

gesonderten Transformationsakt der jeweiligen Nationalstaaten benötigt. D.h. ein unmittelbar 

verbindliches Abkommen entfaltet auch gegenüber Dritten (Individuen sowie auch MNC) 

Rechte und Pflichten.  

 

Darüber hinaus stellt sich die rechtstheoretische Frage, ob es grundsätzlich möglich ist MNC 

auf völkerrechtliche Ebene zu verpflichten. In der Rechtswissenschaft wurde diese Diskussion 

unter dem Schlagwort: Völkerrechtssubjektivität von Unternehmen geführt, denn diese 

kommt nach traditionellem Verständnis nur Nationalstaaten zu, wurde mittlerweile allerdings 

auf Internationale Organisationen60 ausgeweitet. Hier vertritt die herrschende Meinung die 

Ansicht, dass MNC keine Völkerrechtssubjekte sind und auch unabhängig davon nicht durch 

völkerrechtliche Verträge verpflichtet werden können. Bestrebungen zur Einführung von 

unmittelbar geltenden Abkommen hat es bereits mehrfach gegeben. Diese sind jedoch bisher 

gescheitert. Zusammengefasst kann man feststellen, dass unmittelbare internationale 

verbindliche Rechtsnormen zwar die effektivste Variante darstellen würden, jedoch 

tatsächlich nicht existieren.61 

2. Mittelbar verbindliche Abkommen 

Nach dem derzeitigen Stand der rechtstheoretischen Diskussion rund um die 

Völkerrechtssubjektivität von MNC, sind die zweitbeste Form von internationalen 

Vertragstypen derzeit mittelbar verbindliche Abkommen. Hauptverpflichtete sind hier die 

jeweiligen Staaten, mittelbar verpflichtet Dritte (wie MNC). Das entscheidende Element ist 

der Transformationsakt von internationalem in nationales Recht. Bleibt dieser aus, gibt es 

                                                
60 Beispielsweise der Vereinten Nationen, der EU oder dem Internationalen Strafgerichtshof. 
61 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 113. 
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keine Verpflichtung der MNC. Dabei liegt der Transformationsakt alleine in der Macht der 

Nationalstaaten. Bleiben diese in der Umsetzung untätig, entfaltet das Abkommen keine 

Rechtsverbindlichkeit.62 

 

Bei vertragskonformer Transformation können Berechtigte bei Verstößen gegen das 

Abkommen ihre Ansprüche gegen den Staat geltend machen, in dessen Jurisdiktion sich der 

Verstoß ereignet hat. Berechtigte können sich somit zwar nicht direkt gegen den Aggressor 

(z.B. MNC) wenden, jedoch zumindest indirekt am Staat schadlos halten. Dies ist allerdings 

nur möglich wenn dem Staat die Menschenrechtsverletzung zugerechnet werden kann. Hier 

gibt es je nach Rechtsprechung des zuständigen Gerichts zur Einhaltung des Abkommens 

unterschiedliche Zurechnungskriterien.63 Problematisch an diesem Ansatz ist in jedem Fall, 

dass MNC nicht für ihr Fehlverhalten sanktioniert werden, sondern entweder das Gast- oder 

Heimatland. „[E]s käme wohl nicht zu einer Änderung der Verhaltensmuster seitens der 

Unternehmen, da eine Inanspruchnahme von Staaten für unternehmerisches Fehlverhalten von 

MNC zunächst nicht „weh tut“, zumal – bedingt durch den Kampf um ausländische 

Direktinvestitionen und die Schwäche der jeweiligen Regierungssysteme – nicht damit zu 

rechnen wäre, dass auf völkerrechtlicher Ebene sanktionierte Gaststaaten in irgendeiner 

Weise auf MNC hinwirken würden, dass diese ihr Verhalten ändern.“64 Diese Aussage trifft 

vor allem bei wirtschaftlich schwachen Nationen wie z.B. im afrikanischen oder asiatischen 

Raum zu. Demgegenüber stellt die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ein 

solches Konstrukt sehr erfolgreich dar. 

 

Die zweite Variante wäre die Verpflichtung des wirtschaftlich und politisch stärkeren 

Heimatstaates. Die UN-Menschenrechtskonvention verpflichtet grundsätzlich die einzelnen 

Mitgliedstaaten zur Gewährleistung der Menschenrechte in ihren jeweiligen Staatsgebieten. 

„Auf eigenem Territorium haben die Vertragsstaaten unter den UN-

Menschenrechtskonventionen die Pflicht Individuen vor Übergriffen von Unternehmen in 

menschenrechtlich garantierte Rechtspositionen zu schützen.“65 Darüber hinaus wird in der 

Rechtsliteratur ebenfalls über die Ausdehnung der Gewährleistungspflicht auf Vergehen im 

Ausland diskutiert. Dies bedeutet konkret: Kommt den einzelnen Mitgliedsstaaten gegenüber 
                                                
62 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 115. 
63 Zurechnungskriterien wie die Schutz- und Gewährleistungspflichten des Staates nach der EMRK.  
64 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 111. 
65 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 47. 
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ausländischen Individuen Verantwortung zu, wenn MNC mit Sitz in z.B. Österreich, im 

Ausland Menschenrechtsverletzungen begehen? 

 

Hier ist das Kernproblem jedoch die Zurechenbarkeit. Es müsste das Verhalten des 

Tochterunternehmens im Ausland unter Einbeziehung des Mutterkonzerns dem Heimatstaat 

zurechenbar sein. Diese Zurechenbarkeit wird faktisch durch die rechtliche Trennung von 

Mutter- und Tochterunternehmen erschwert. Diese sind oft eigenständige juristische Personen 

die selbst für ihr Handeln verantwortlich gemacht werden müssen.  

 

Nachteilig am Typ der mittelbar verbindlichen Abkommen ist, dass es durch den 

Transformationsakt zu eigenständigen regionalen Differenzierungen kommen kann. Die 

einzelnen Rechtsanwender verstehen die Rechtsvorlage unterschiedlich und so kommt es zu 

stark divergierenden Interpretationen bei der Auslegung. Klassisches Bsp. sind das Recht auf 

Privatsphäre oder die Religionsfreiheit. Hier zeigen sich diverse unterschiedliche 

Ausprägungen von partikularen Moralvorstellungen. So interpretieren Nationalstaaten  

gemeinsam geschlossene völkerrechtliche Abkommen in der Praxis unterschiedlich. Ein 

weiteres Problem stellt auch der Transformationsakt selbst dar. Bleibt dieser durch die 

Nationalstaaten aus, so bleiben die internationalen Vorgaben wirkungslos.  

3. Soft law 

Bei soft law-Verträge handelt es sich um nicht rechtsverbindliche Verträge, Übereinkünfte, 

Absichtserklärungen oder Leitlinien. Um die politischen und rechtlichen Probleme von un-

/mittelbar verbindlichen Verträgen zu umgehen, entstanden sogenannte soft law-Verträge. 

Dabei handelt es sich um dezidiert unverbindliche Abkommen. Soft law-Abkommen wird 

eine große Bedeutung zugemessen, die jene von bloßen moralischen und politischen 

Erklärungen übersteigt. Ihr großer Nachteil - die Unverbindlichkeit - ist sogleich auch ihr 

Vorteil. Vorteil einerseits, weil durch ihre Unverbindlichkeit oft überhaupt erst ein Konsens 

gefunden wird. In vielen Bereichen sind sich Staaten zwar grundsätzlich über die 

Sinnhaftigkeit von Regeln einig, wollen sich jedoch nicht auf verbindliche Standpunkte 

festlegen, um Strafsanktionen zu vermeiden. Nachteil andererseits, weil es für die Betroffenen 

keine Mittel zur Rechtsdurchsetzung gibt und Vertragsverletzungen ungestraft bleiben.66 Zu 

soft law-Abkommen zählen z.B. die Dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale 

Unternehmen und Sozialpolitik der ILO (sogenannte ILO Tripartite Declaration oder MNC-

                                                
66 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 133f. 
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Erklärung), die Leitsätze für multinationale Unternehmen der OECD (sogenannte OECD 

Leitsätze) oder die Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der UN. Diesen 

Rechtsnormen kommt große politische Bedeutung zu, dennoch sind sie wenig effektiv, weil 

unverbindlich.  

4. National extraterritoriale Rechtsnormen 

Abseits der internationalen Abkommen sind zur Wahrung der Menschenrechte ebenfalls 

national unmittelbar verbindliche Rechtsnormen denkbar. Diese können von einzelnen 

Staaten selbstständig, in Form von Gesetzen, implementiert werden. I.d.R. werden 

Menschenrechtsverletzungen auf innerstaatlicher Ebene in den jeweiligen Verfassungen 

geregelt. In Österreich sind diese im österreichischen Bundesverfassung-Gesetz (B-VG), dem 

Staatsgrundgesetz (StGG) sowie der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) - die 

in Österreich in Verfassungsrecht umgewandelt wurde - oder im Strafgesetzbuch (StGB), 

verankert. Diese gesetzten Rechtsnormen beschränken sich grundsätzlich auf 

Menschenrechtsverletzungen im österreichischen Staatsgebiet. Gemäß dem 

Territorialitätsprinzip kennt das österreichische Strafrecht bereits Konstellationen in denen 

sein Anwendungsbereich auf Verletzungen im Ausland ausgedehnt wird. „Das 

Territorialitätsprinzip greift, soweit nämlich der Schaden im Ausland angerichtet wird, das 

schädigende Verhalten (Tun oder Unterlassen) aber in Österreich erfolgte.“67 Darüber hinaus 

gibt es eine rege Diskussion um die Einführung eines europäischen/globalen 

Unternehmensstrafrechts.  

 

In weiterer Folge werden die bestehenden internationalen Abkommen, die sich mit dem 

Thema Wirtschaft und Menschenrechte befassen, genauer dargestellt.  

B. Menschenrechtliche Staatenpflichten gegenüber 

Unternehmensverstößen 

1. Kernarbeitsnormen (ILO) 

Die Internationale Arbeitsorganisation (International Labour Organization, ILO) ist eine 

Sonderorganisation der Vereinten Nationen. Die ILO wurde bereits 1919 als eine ständige 

Einrichtung des Völkerbundes gegründet. Ziel war es, auf der Grundlage sozialer 

Gerechtigkeit, Ausgleich und der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Armut, einen Beitrag 

                                                
67 Velten, P. (2016), Verbandsverantwortlichkeit als Ordnungsmittel für globales Wirtschaften? In: 
Österreichisches Anwaltsblatt, Forum Alpbach 2016 – Rechtsgespräche, 11/2016, S. 599.  
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zur Sicherung des (Welt-)Friedens zu leisten 68 . Die ILO besteht aus drei Organen: der 

Internationalen Arbeitskonferenz (jährliche Vollversammlung aller Mitgliedstaaten), dem 

Verwaltungsrat (dem kleineren Exekutivorgan, welches sich dreimal jährlich trifft) und dem 

Internationalen Arbeitsamt (dem ständigen Sekretariat).  

a) Inhalt der Kernarbeitsnormen 

Die ILO hat sich selbst vier Grundprinzipien auferlegt. Dazu zählen die Vereinigungsfreiheit 

und das Recht auf Kollektivverhandlungen, die Beseitigung der Zwangsarbeit, die 

Abschaffung der Kinderarbeit und das Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und 

Beruf. 

 

Die ILO ist verantwortlich für mittlerweile 189 Konventionen. Acht davon bilden die 

sogenannte Kernarbeitsnorm (core labour rights standards). Dazu zählen die folgenden 

Übereinkommen: 

 

• Übereinkommen 29: Zwangsarbeit, 1930 

• Übereinkommen 87: Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes, 1948 

• Übereinkommen 98: Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen, 1949  

• Übereinkommen 100: Gleichheit des Entgelts, 1951  

• Übereinkommen 105: Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957  

• Übereinkommen 111: Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 1958  

• Übereinkommen 138: Mindestalter, 1973  

• Übereinkommen 182: Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 

schlimmsten Formen der Kinderarbeit, 199969 

 

Die ILO-Konventionen müssen, um Rechtsverbindlichkeit zu erlangen, von den 

Mitgliedstaaten ratifiziert werden. Deshalb hat die ILO 1998 die Erklärung über die 

grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit verabschiedet. Diese beinhalten die 

                                                
68 Sozialministerium, Internationale Arbeitsorganisation, 
https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/EU_International/Internationale_Arbeits
organisation/ (22.3.2017).  
69 Bernaz, N., Castellino, J., Gilbert, J. (2014), Guidance on Business and Human Rights: A Review, Middlesex 
University Business School Law Department for the Equality and Human Rights Commission, 
https://www.equalityhumanrights.com/en/publication-download/guidance-business-and-human-rights-review-
middlesex-university-business-school (13.10.2016), S. 10.  

https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/EU_International/Internationale_Arbeitsorganisation/
https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/EU_International/Internationale_Arbeitsorganisation/
https://www.equalityhumanrights.com/en/publication-download/guidance-business-and-human-rights-review-middlesex-university-business-school
https://www.equalityhumanrights.com/en/publication-download/guidance-business-and-human-rights-review-middlesex-university-business-school
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wichtigsten der bisherigen Übereinkommen und verpflichten auch jene Mitgliedstaaten, die 

die zugrundeliegenden Konventionen noch nicht ratifiziert haben, zur Einhaltung derer.  

b) Rechtsdurchsetzung 

Zur Gewährleistung der in den Übereinkommen festgelegten Normen verfügt die ILO über 

einen dreidimensionalen Durchsetzungsmechanismus. Dieser setzt sich zusammen aus 

Berichts-, Beschwerde-, und Klageverfahren. Während das Berichts- und 

Beschwerdeverfahren klassische soft-law-Instrumente darstellen, die keinerlei rechtliche 

Konsequenzen nach sich ziehen, wird das Klageverfahren vor dem Internationalen 

Gerichtshof (IGH) geführt. Urteile vom IGH sind für Streitparteien (inter partes) bindend.  

 

Das Berichtsverfahren regelt sich nach Art 22 der ILO-Verfassung 70  und normiert eine 

jährliche Berichtspflicht über den Stand der Umsetzung der ratifizierten Abkommen und 

Empfehlungen der Mitgliedstaaten. Dieser Bericht wird vom ILO-Sachverständigenausschuss 

überwacht. Umsetzungsmängel werden entweder mittels direkter Anfragen (direct requests) 

oder den schärfer formulierten Beobachtungen (observations) moniert.71  

 

Das Beschwerdeverfahren ist in Art 24 ILO-Verfassung festgesetzt und gewährleistet eine 

Beschwerdemöglichkeit für Berufsverbände von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern. Bringt 

ein Berufsverband Beschwerde ein, wird vom Verwaltungsrat der ILO ein Sonderausschuss 

zur Überprüfung eingerichtet. Kommt der Sonderausschuss zu dem Schluss, dass die 

Beschwerde begründet ist, empfiehlt dieser gegebenenfalls Maßnahmen zur Behebung der 

Mängel. Der Mitgliedstaat muss schließlich dem Sonderausschuss über seine gesetzten 

Maßnahmen berichten. Unterbleiben Maßnahmen gänzlich oder sind diese dem Ausschuss 

unzureichend, kann gemäß Art 25 ILO-Verfassung der Verwaltungsrat die Beschwerde und 

deren Antwort veröffentlichen. Darüber hinaus gibt es keine Sanktionen im 

Beschwerdeverfahren.  

 

Das Klageverfahren stellt das strengste Instrument im Überwachungssystem der ILO dar. 

Jeder Mitgliedstaat und auch der Verwaltungsrat selbst können gemäß Art 26 ILO-Verfassung 

beim Internationalen Arbeitsamt Klage einbringen, wenn Sie der Ansicht sind, dass ein 

Mitgliedstaat ratifizierte Übereinkommen nicht in zufriedenstellender Weise umgesetzt hat. 

                                                
70 Art 22 Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation (2003), Internationales Arbeitsamt, Genf. 
71 Deutscher Gewerkschaftsbund (2017), Die ILO und internationale Arbeitsnormen, 
http://www.dgb.de/search/++co++c64bd60c-8acb-11e0-5636-00188b4dc422/@@dossier.html (28.3.2017).  

http://www.dgb.de/search/++co++c64bd60c-8acb-11e0-5636-00188b4dc422/@@dossier.html
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Ist die Klage zulässig, wird ein Untersuchungsausschuss eingerichtet. Dieser besteht 

üblicherweise aus drei Mitgliedern. Gemäß Art 28 ILO-Verfassung veröffentlicht der 

Untersuchungsausschuss nach Abschluss seiner Arbeit einen Bericht. In diesem befinden sich 

die festgestellten Tätigkeiten sowie Maßnahmen zur Bewältigung des Problems. Der 

betroffene Mitgliedstaat muss dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 

mitteilen, ob er die Empfehlungen annimmt oder nicht und, falls er diese nicht annimmt, ob er 

den Streitfall dem IGH zu unterbreiten wünscht.72  

 

Das wesentliche Manko des Klageverfahrens ist, dass die Geschädigten nicht Klagelegitimiert 

sind und darüber hinaus auch keine Entschädigungen erwirken können. Das Klageverfahren 

dient der Sanierung der Umsetzung der Abkommen. Für die bereits Betroffenen hat es keinen 

Nutzen, wenn das Klageverfahren erfolgreich ist. Dennoch ist es nicht sinnlos. Die 

Durchsetzung der Umsetzung von ILO-Abkommen soll v.a. auf lange Sicht 

Menschenrechtsverletzungen verhindern.  

c) Die Dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale Unternehmen und 

Sozialpolitik 

Die dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik 

(MNC-Erklärung) entstand aus den Problemen, die durch die Tätigkeit von MNC in Ländern 

der Dritten Welt resultierten. Die in dieser Erklärung normierten Grundsätze sind Richtlinien 

für Regierungen, MNC, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände in Bereichen wie Arbeits- 

und Lebensbedingungen, Arbeitsbeziehungen, Ausbildung und Beschäftigung.73 Sie wurde 

im März 2017 zum fünften Mal überarbeitet.  

 

Die MNC-Erklärung ist ein freiwilliges und unverbindliches Abkommen. Die Erklärung 

enthält lediglich Empfehlungen an MNC und Regierungen. Die ursprüngliche Intention, ein 

verbindliches Regelwerk zu schaffen, scheiterte am Widerstand der Arbeitgeberverbände. 

 

Die MNC-Erklärung nimmt auf verschiedene ILO-Deklarationen und Konventionen Bezug. 

Dazu zählen die Erklärung über die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit und 

                                                
72 Deutscher Gewerkschaftsbund (2017), Die ILO und internationale Arbeitsnormen, 
http://www.dgb.de/search/++co++c64bd60c-8acb-11e0-5636-00188b4dc422/@@dossier.html (28.3.2017). 
73 Dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik, 4. Auflage 2006, 
Internationales Arbeitsamt, Genf, S. V, http://ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/---
emp_ent/documents/publication/wcms_179118.pdf (29.3.2017). 

http://www.dgb.de/search/++co++c64bd60c-8acb-11e0-5636-00188b4dc422/@@dossier.html
http://ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/---emp_ent/documents/publication/wcms_179118.pdf
http://ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/---emp_ent/documents/publication/wcms_179118.pdf
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die Erklärung über soziale Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung. Darüber hinaus stützt 

sich die MNC-Erklärung auf weitere 72 ILO-Konventionen und Empfehlungen.74  

 

Die dreigliedrige Grundsatzerklärung nimmt des Weiteren unter Punkt 1 Bezug auf den 

Respekt vor grundlegenden Menschenrechten sowie unter Punkt 8 auf die AEMR.  

 

Die fünfte Auflage der MNC-Erklärung reagiert auf die neuen wirtschaftlichen 

Herausforderungen, wie der steigenden globalen Verflechtung und dem Anstieg der Arbeit in 

der Lieferkette. Sie befasst sich ebenfalls mit neuen arbeitsrechtlichen Standards sowie den 

UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte. Unternehmen werden angehalten vor 

der Durchführung von Großprojekten due diligence-Prüfungen (Risikoprüfungen) 

durchzuführen, um Menschenrechtsverletzungen vorzubeugen.75 

 

Abseits der ambitionierten Ziele der MNC-Erklärung gibt es rechtlich keine Verpflichtung 

diese einzuhalten. Es handelt sich somit um ein soft-law Instrument. Die Regierungen der 

Mitgliedstaaten müssen in Kooperation mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 

alle vier Jahre dem Verwaltungsrat einen Bericht vorlegen. Darüber hinaus besteht ein 

Mechanismus zur Beilegung von Streitigkeiten. Primär müssen sich die Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmerverbände mit der Bitte um Interpretation der Streitigkeit an ihre jeweiligen 

Regierungen wenden. Die Regierungen leiten das Problem dann an das Internationale 

Arbeitsamt weiter. Unterbleibt dies, können sich die Verbände auch direkt an das 

Internationale Arbeitsamt wenden. Der praktisch relevanteste Teil folgt dort. Das 

Internationale Arbeitsamt legt die Streitigkeit zur Prüfung der Zulässigkeit drei Mitgliedern 

(je einem Vertreter der Regierung sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite) des 

Subcommittee on Multinational Enterprises (Unterkomitees) des Verwaltungsrats vor. Dieses 

muss seine Zuständigkeit einstimmig entscheiden. Befindet das Unterkomitee die Streitigkeit 

für zulässig, erarbeiten das Internationale Arbeitsamt zusammen mit dem Unterkomitee einen 

Lösungsvorschlag der zur Abstimmung dem Verwaltungsrat vorgelegt wird. In einer Vielzahl 

von Fällen können sich die drei Mitglieder des Unterkomitees nicht auf die Zulässigkeit 

einigen. Dies führt dazu, dass das gesamte Subcommittee on Multinational Enterprises mit 

                                                
74 Dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik, 5. Auflage 2017, 
GB.329/Pol/7, Internationales Arbeitsamt, Genf, Annex I, S. 13, 
http://www.ilo.org/empent/Publications/WCMS_094386/lang--en/index.htm (29.3.2017). 
75 International Labour Organisation (2017), ILO revises its landmark Declaration on multinational enterprises, 
http://www.ilo.org/global/about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_547615/lang--en/index.htm (29.3.2017). 

http://www.ilo.org/empent/Publications/WCMS_094386/lang--en/index.htm
http://www.ilo.org/global/about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_547615/lang--en/index.htm
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absoluter Mehrheit über die Zulässigkeit abstimmen muss. Tatsächlich sollen von mindestens 

23 Fällen bis 2002 lediglich vier über das Stadium der Zulässigkeit hinausgekommen sein.76 

 

Der große Schwachpunkt der MNC-Erklärung ist seine rechtliche Unverbindlichkeit sowie 

die schwache Ausgestaltung des Streitbeilegungsverfahrens.  

2. Leitsätze für multinationale Unternehmen (OECD) 

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) wurde am 

30. September 1961 gegründet. Die OECD ist eine Folgeorganisation der Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa (OEEC), die nach dem Zweiten Weltkrieg 

entstand und für den Wiederaufbau Europas und der Verteilung der Gelder aus dem Marshall-

Plan zuständig war. Die OECD verfügt derzeit über 35 Mitgliedstaaten und beschäftigt sich 

mit Fragen zur Globalisierung, dem globalen Wachstum, Vollbeschäftigung und 

Währungsstabilität.  

 

Die Leitsätze für multinationale Unternehmen (in weiterer Folge: OECD-Leitsätze) sind 

Empfehlungen der Regierungen an MNC, die in oder von den Mitgliedstaaten aus operieren. 

Die OECD-Leitsätze entsprechen den international anerkannten Normen für 

verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln. Sie haben den Charakter von 

Empfehlungen, deren Einhaltung auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruht. Es handelt sich 

hierbei somit um klassische soft-law Instrumente. Des Weiteren unterscheiden die OECD-

Leitsätze gemäß I Z 5 nicht zwischen multinationalen und nationalen Unternehmen. Zur 

Einhaltung der (nicht verbindlichen) Leitsätze, werden nach I Z 11 die Regierungen der 

Teilnehmerstaaten nationale Kontaktstellen einrichten. Diese sollen die Einhaltung der 

OECD-Leitsätze fördern und sicherstellen. Die betreffenden Regierungen werden ferner an 

geeigneten Prüfungs- und Konsultationsverfahren teilnehmen, die sich mit Fragen der 

Auslegung der Leitsätze in einer wandelnden Welt befassen.77 

 

Die ersten OECD-Leitsätze stammen aus dem Jahr 1976. In den letzten vier Jahrzehnten 

wurden diese laufend angepasst und erweitert. Durch die zunehmende Bedeutung der 

unternehmerischen Aktivitäten sowohl im europäischen als auch im internationalen Ausland 

                                                
76 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 142f. 
77 OECD (2011), OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, OECD-Publishing, http://dx.doi.org/ 
10.1787/9789264122352-de (4.1.2016), I. 11, S. 21. 
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wurden die Leitsätze neuen Herausforderungen angepasst und zuletzt 2011 umfassend 

novelliert.  

 

Im Fokus der Novelle 2011 befanden sich: 

• ein neues Kapitel zu Menschenrechten zur Umsetzung der Leitprinzipien für 

Wirtschaft und Menschenrechte der UN, 

• Unternehmerische Sorgfaltspflichten (due diligence) und verantwortungsvolles 

Management der Lieferkette, 

• Änderungen bei Beziehungen zwischen Sozialpartnern, Bekämpfung von Korruption 

und Bestechung, Verbraucherinteressen und Offenlegung von Information und 

Besteuerung, 

• Verfahrenstechnische Anleitungen durch nationale Kontaktstellen, 

• eine proaktive Umsetzungsagenda.78 

 

a) Inhalt der OECD-Leitsätze 

Die OECD-Leitsätze gliedern sich in folgende Kategorien: 

• Allgemeine Grundsätze 

• Transparenz 

• Menschenrecht 

• Beschäftigungspolitik  

• Umweltschutz 

• Korruptionsbekämpfung  

• Verbraucherinteressen  

• Wissenschaft und Technologie  

• Wettbewerb und Besteuerung 

 

Sie stellen die Grundlage für alle weiteren Leitsätze dar. An oberster Stelle steht die 

Einhaltung von national geltendem Recht, gefolgt von der Durchführung von 

Sorgfaltsprüfungen (due diligence) und der Förderung und Teilnahme an Multi-Stakeholder-

Dialogen zu verantwortungsvollem Management (z.B. in der Lieferkette).79 

                                                
78 OECD (2011), OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, OECD-Publishing, http://dx.doi.org/ 
10.1787/9789264122352-de (4.1.2016), Vorwort, S. 4 
79 OECD (2011), OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, OECD-Publishing, http://dx.doi.org/ 
10.1787/9789264122352-de (4.1.2016), II. B. 2, S. 24. 
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Abschnitt IV. beschäftigt sich mit der Einhaltung der Menschenrechte. Diese stützen sich 

gemäß Punkt IV. 36 auf die Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der UN und 

deren Ansatz: „Schützen, Achten, Rechtschutz gewähren“. Die MNC sollen die international 

anerkannten Menschenrechte und die jeweils national geltenden Menschenrechte achten. 

Selbst wenn ein Staat nicht einschlägige Menschenrechte durchsetzt oder Gesetze bestehen, 

die einer Einhaltung der international anerkannten Menschenrechte entgegenstehen, sind 

Unternehmen in der Verantwortung Menschenrechte zu achten. Bei direkten 

Konfliktsituationen sollen sich Unternehmen um Mittel und Wege bemühen Menschenrechte 

einzuhalten ohne mit geltendem Recht des jeweiligen Staates in Konflikt zu geraten.80  

 

Je nach Größe der Unternehmen und deren Tätigkeit, sollen diese vorab eine 

Risikoabschätzung - due diligence-Prüfung - durchführen um das Ausmaß ihrer Tätigkeiten 

auf Menschenrechtssituation abschätzen zu können.  

 

Interessant ist die Tatsache, dass die Leitsätze in Bezug auf die Einhaltung der 

Menschenrechte immerwährend auf die international anerkannten Menschenrechte und nicht 

auf ein bestimmtes Vertragswerk abstellen.  

 

b) Rechtsdurchsetzung  

Die OECD-Leitsätze sind grundsätzlich ein verbindliches internationales Abkommen an 

dessen Einhaltung die 42 Mitgliedstaaten gebunden sind. Des Weiteren ist es als klassisches 

soft law-Instrument bekannt. Dies resultiert aus der Tatsache, dass bei Verstoß gegen das 

Abkommen den Mitgliedsstaaten keine Sanktionen drohen. Zur Einhaltung der Normen sieht 

das Abkommen ein Beschwerdeverfahren vor an dem sowohl Mitgliedstaaten, OECD sowie 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände beteiligt sind. Das Beschwerdeverfahren soll die 

Einhaltung der OECD-Leitsätze gewährleisten.  

 

Seit der Reform 2000 sind die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet sogenannte nationale 

Kontaktstellen (NKS) einzurichten. Die österreichische nationale Kontaktstelle ist eine 

Einrichtung beim Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

(BMWFW). Die NKS verfolgt einerseits die Aufgabe der Verbreitung der OECD-Leitsätze 

                                                
80 OECD (2011), OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, OECD-Publishing, http://dx.doi.org/ 
10.1787/9789264122352-de (4.1.2016), IV. 36, S. 37. 
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und den Erfahrungsaustausch in Zusammenarbeit mit anderen NKS und fungiert andererseits 

als Schlichtungsstelle bei Fragen zur Anwendung und Auslegung der OECD-Leitsätze.81 Die 

NKS ist somit lediglich ein Mediationsorgan und kein Schiedsgericht. „Dementsprechend 

geht es in einem Vermittlungsverfahren nicht um Sanktionen für behauptete Verstöße in der 

Vergangenheit, sondern um eine kritische Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt und der 

Findung einer für beide Seiten zufriedenstellenden Lösung für die Zukunft.“82 Des Weiteren 

obliegt die Besetzung des NKS und die Ausgestaltung des Beschwerdeverfahrens in der 

alleinigen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 83  Zuständig ist grundsätzlich jene NKS, in 

dessen Land der behauptete Verstoß stattgefunden hat. Ist dieses Land nicht Mitglied der 

OECD-Leitsätze und verfügt somit über keine NKS, ist jenes NKS zuständig in welchem das 

betroffene Unternehmen seinen Hauptsitz hat.  

 

Liegt eine vermutete Verletzung der OECD-Leitsätze vor, kann jeder, der ein begründetes 

Interesse vorweisen kann, bei der NKS eine Beschwerde einbringen. Dazu zählen in der 

Regel Gewerkschaften, NGOs sowie auch Einzelpersonen.  

 

Wurde eine Beschwerde eingebracht, überprüft die NKS zuerst, ob die Beschwerde die 

Voraussetzungen erfüllt und relevant ist. Voraussetzung ist, dass der Verstoß in den 

Anwendungsbereich der OECD-Leitsätze fällt. Darüber hinaus muss eine Beschwerde  - um 

relevant zu sein - gegen ein multinationales Unternehmen ergehen und muss das 

Fehlverhalten mit der weltweiten Geschäftstätigkeit des Unternehmens oder dessen 

Geschäftspartner, einschließlich Zulieferern und Subauftragnehmern, in Verbindung gebracht 

werden und es muss geprüft werden, ob bereits ein Verfahren bzgl. dem Fehlverhalten 

anhängig ist. Diesfalls unterrichtet die NKS die Parteien über den Verfahrensablauf und 

ermutigt diese, die Angelegenheit ohne formales Verfahren zu lösen.84 Wenn sich die Parteien 

                                                
81 BMWFW, OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und der österreichische Nationale Kontaktpunkt, 
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Seiten/OECD-Leits%C3%A4tze-f%C3%BCr-
multinationale-Unternehmen-und-der-%C3%B6sterreichische-Nationale-Kontaktpunkt.aspx (7.4.2017). 
82 BMWFW, Leitfaden zum Beschwerdeverfahren, 
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdev
erfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf (7.4.2017), S. 4. 
83 Saage-Maaß, M. / Veith, Y. (2011), Keine usbekische Baumwolle aus Kinderhand auf dem europäischen 
Markt, Juridikum 3/2011, S. 357. 
84 BMWFW, Leitfaden zum Beschwerdeverfahren, 
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdev
erfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf (7.4.2017), S. 7f. 

https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Seiten/OECD-Leits%C3%A4tze-f%C3%BCr-multinationale-Unternehmen-und-der-%C3%B6sterreichische-Nationale-Kontaktpunkt.aspx
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Seiten/OECD-Leits%C3%A4tze-f%C3%BCr-multinationale-Unternehmen-und-der-%C3%B6sterreichische-Nationale-Kontaktpunkt.aspx
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdeverfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdeverfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdeverfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdeverfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf
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nicht einigen können, wird die Beschwerde angenommen, eine Stellungnahme veröffentlicht 

und der Vermittlungsprozess eröffnet.  

 

In diesem agiert der NKS als neutraler Vermittler zwischen den beiden Parteien. In dem 

Vermittlungsverfahren soll gemeinsam mit den Parteien eine zukunftsorientierte Lösung 

gefunden werden. Beteiligt sich eine Partei nicht am Verfahren, kann der Vermittlungsprozess 

jederzeit abgebrochen werden. Das Ergebnis des Beschwerdeverfahrens wird auf der 

Webplattform der zuständigen NKS sowie von der OECD veröffentlicht. Dies betrifft auch 

Beschwerden bei denen keine Einigung gefunden wurde. Die Veröffentlichung dient dem 

Gebot der Transparenz. Der Abschlussbericht erläutert den Inhalt und das Ergebnis des 

Vermittlungsverfahrens.85  

c) Usbekische Baumwolle aus Kinderarbeit  

Dieses Bsp. beschäftigt sich mit einer Beschwerde gegen europäische Baumwollhändler, die 

usbekische Baumwolle beziehen und somit in ihrer Lieferkette Verstöße gegen das Verbot der 

Kinderarbeit tolerieren bzw. ermöglichen.   

 

Am Bsp. der usbekischen Baumwollproduktion erkennt man das Ausmaß der Machtlosigkeit 

des derzeitigen internationalen Rechtssystems. Usbekistan ist der fünftgrößte 

Baumwollproduzent und der drittgrößte Baumwollexporteur der Welt. Die 

Baumwollproduktion stellt für das Land das größte Exporteinkommen dar. Die Kinderarbeit 

in der Baumwollproduktion wird durch das autoritäre usbekische Regime gefördert. 

Eingesetzt werden Kinder ab einem Alter von 10 Jahren oder teilweise auch wesentlich 

jüngere Kinder. Sie bekommen wenig bis gar keinen Lohn, aber erwirtschaftet werden durch 

sie regelmäßig bis zu 50% der gesamten usbekischen Baumwollernte. Die Kinderarbeit ist 

staatlich gesteuert. Schulen müssen sogar staatlich festgelegte Baumwollquoten erfüllen. 86 

 

Strafrechtlich konnten die europäischen Baumwollabnehmer nicht belangt werden, obgleich 

grundsätzlich Verstöße in der Lieferkette dem Geschäftsherren (Abnehmer) nach dem Prinzip 

der Gehilfenhaftung zugerechnet werden können, fehlt es hier am Kausalzusammenhang 

zwischen dem Kaufgeschäft und der Menschenrechtsverletzung (Baumwollproduktion). 

                                                
85 BMWFW, Leitfaden zum Beschwerdeverfahren, 
https://www.bmwfw.gv.at/Aussenwirtschaft/investitionspolitik/Documents/Leitfaden%20zum%20Beschwerdev
erfahren%20im%20Rahmen%20der%20OECD-Leits%C3%A4tze.pdf (7.4.2017), S. 12f.  
86 Saage-Maaß, M. / Veith, Y. (2011), Keine usbekische Baumwolle aus Kinderhand auf dem europäischen 
Markt, Juridikum 3/2011, S. 354f.  
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Dieser wäre eindeutig, wenn die Baumwollernte im Auftrag eines Unternehmens geleistet 

wird. Die direkte Finanzierung von Menschenrechtsverletzungen stellt einen klaren Verstoß 

dar. Hier ist das System jedoch anders gestrickt und die Verletzung wird vor dem Kauf 

begangen. Schließlich wurde noch argumentiert, dass der Kauf der Baumwolle zu 

Kinderarbeit und Gesundheitsschädigen (u.a. Menschenrechtsverletzungen) in der nächsten 

Saison führen würde und zur Aufrechterhaltung des Systems beiträgt. Dies scheitert jedoch an 

einem unmittelbaren Naheverhältnis zwischen Verletzungshandlung und Erfolg.87 

 

Das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) brachte in mehreren 

europäischen Staaten schließlich Beschwerde aufgrund der Missachtung der OECD-Leitsätze 

ein. In Deutschland war die Hauptforderung der ECCHR, dass die Otto Stadtlander GmbH 

(Baumwollhändler und Beschwerdegegner) usbekische Baumwolle boykottieren solle, solang 

das Problem der Kinderarbeit existiere. 88 In diesem Fall konnte die Beschwerdegegnerin 

belegen, dass Sie seit 16 Jahren keine direkten Lieferbeziehungen mehr mit usbekischen 

Staatsunternehmen unterhält, sondern ausschließlich über asiatische Großhändler Baumwolle 

bezieht. Darin enthalten sind ca. 5% usbekische Baumwolle. Der Anteil der in Usbekistan 

produzierten Baumwolle war dem Käufer jedoch weder bekannt noch kann er mit seiner 

Kaufentscheidung darauf Einfluss nehmen. Zudem gibt es „kein staatliches Einfuhrverbot für 

usbekische Baumwolle.“89 Die Beschwerde war somit unbegründet.  

 

Dennoch hatte das Beschwerdeverfahren auf europäischer Ebene auch Erfolge zu 

verzeichnen. So wurde bisher von einigen Mitgliedstaaten (z.B. Deutschland und Schweiz) 

angenommen, dass die OECD-Leitsätze nur auf Unternehmen anzuwenden sind, die vor Ort 

selbst Investitionen getätigt haben (investment nexus). Diese Ansicht beruhte auf einer 

Empfehlung des Committee on International Investment and Multinational Enterprises und 

war unverbindlich. Im Beschwerdeverfahren wurde klargestellt, dass die OECD-Leitsätze 

auch auf Unternehmen angewendet werden, wenn die Menschenrechtsverletzung in einem 

                                                
87 Saage-Maaß, M. / Veith, Y. (2011), Keine usbekische Baumwolle aus Kinderhand auf dem europäischen 
Markt, Juridikum 3/2011, S. 360f. 
88 Deutsche Nationale Kontaktstelle (2011), Gemeinsamer Abschlussbericht im Fall ECCHR gegen Otto 
Stadtlander GmbH, http://www.oecd.org/daf/inv/mne/otto_stadtlander.pdf (11.4.2017). S. 1 
89 Deutsche Nationale Kontaktstelle (2011), Gemeinsamer Abschlussbericht im Fall ECCHR gegen Otto 
Stadtlander GmbH, http://www.oecd.org/daf/inv/mne/otto_stadtlander.pdf (11.4.2017). S. 2.  

http://www.oecd.org/daf/inv/mne/otto_stadtlander.pdf
http://www.oecd.org/daf/inv/mne/otto_stadtlander.pdf
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ausländischen Subunternehmen stattfindet. Sohin ist es zumindest gelungen mehr Kohärenz 

zwischen den verschiedenen NKS zu schaffen.90 

 

Aus der Perspektive der steigendenden menschenrechtlichen Verantwortung von 

Unternehmen, kann festgestellt werden, dass die OECD Leitsätze zwar als soft-law 

Instrument keine Möglichkeit zur Rechtsdurchsetzung gewähren, jedoch zumindest 

ermöglichen, direkt gegen das Unternehmen Beschwerde einzubringen. 

 

3. Subcomission Draft Norms (UN) 

Der Subcommission Draft - in weiterer Folge Draft Norms genannt - war ein rund zwei 

Jahrzehnte andauerndes Projekt der UN zur Schaffung von internationalen 

Verhaltensmaßregelungen für Transnationale Unternehmen. Die Draft Norms waren das 

bisher wahrscheinlich ambitionierteste Projekt zur Regelung der Unternehmenstätigkeit im 

Ausland, scheiterten jedoch am massiven Widerstand der Unternehmen 200491.  

 

Bereits 1972 wurde durch den UN-Wirtschafts- und Sozialrat eine Arbeitsgruppe zur 

Erforschung der Auswirkungen von MNC auf Entwicklung und internationale Beziehungen 

gegründet. 92  1974 wurde zur weiteren Durchführung der Untersuchungen eine fixe 

Einrichtung mit dem Namen UN Center for Transnational Corporations erstellt. Die 

Arbeitsgruppe stellte zwischen 1999 und 2003 insgesamt fünf Entwürfe vor, die gemeinsam 

mit Unternehmen, NGOs, Wirtschaftsverbänden und den UN-Sonderorganisationen 

ausgearbeitet wurden. Der finale Entwurf vom 8. März 2003 trug den Titel Norms on the 

Resposibility of Transnational Corporations and Other Business Enterprises with Regard to 

Human Rights. Die Entwicklungsländer und der ehemalige Ostblock versuchten mittels der 

Draft Norms die negativen Auswirkungen der international tätigen Unternehmen zu 

kontrollieren, während die Industrienationen versuchten, ein Regelwerk zur Absicherung von 

ausländischen Direktinvestitionen zu schaffen. MNC wollten nicht nur Verpflichtungen 

entgegennehmen, sondern v.a. auch Begünstigungen aus den Draft Norms gewinnen. Der mit 

Sicherheit größte Konfliktpunkt war die rechtliche Verbindlichkeit der Normen. Während die 

                                                
90 Saage-Maaß, M. / Veith, Y. (2011), Keine usbekische Baumwolle aus Kinderhand auf dem europäischen 
Markt, Juridikum 3/2011, S. 361f.  
91 Bernstorff, J. (2012), Die UN Guiding Principles on Business and Human Rights – Ein Kommentar aus 
völkerrechtlicher Sicht, November 2012, https://www.unesco.de/wissenschaft/2012/uho-1112-keynote-
bernstorff.html (16.5.2017). 
92 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 144. 
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Entwicklungsländer und der ehemalige Ostblock sich für die Rechtsverbindlichkeit der Draft 

Norms aussprachen, wurde diese von den Industrienationen abgelehnt. Die angestrebte 

Rechtsverbindlichkeit machte auch den signifikanten Unterschied zu den Kernarbeitsnormen 

der ILO und den OECD-Leitsätzen aus. Darüber hinaus wurde auch über den Wortlaut 

einzelner Begriffe heftig debattiert. So lehnten Entwicklungsländer und der ehemalige 

Ostblock die Bezeichnung international law kategorisch ab.93 

 

Obgleich die Umsetzung der Draft Norms scheiterte, finden sie weiterhin in jeder Arbeit und 

in jedem Beitrag zum Thema MNC und Menschenrechte Erwähnung.  

4. Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte (UN) 

Im Jahr 2005 beauftragten die UN den Harvard Professor John G. Ruggie sich dem Thema 

anzunehmen und ernannten ihn zum Sonderbeauftragten des UN-Generalsekretärs für 

Wirtschaft und Menschenrechte. Seine Aufgabe war die Erstellung von Berichten über die 

menschenrechtliche Verantwortung von MNC. Ruggie suchte den Kontakt mit der 

Privatwirtschaft, NGOs und der Anwaltschaft und präsentierte schließlich 2008 das UN-

Rahmenwerk Protect, Respect, Remedy. Nach Verlängerung seines Mandates resultierte 

daraus die Verabschiedung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 

(UNGP) 2011 im UN-Menschenrechtsrat.  

 

a) Inhalt der UN-Leitprinzipien 

Wie bereits dem Titel Protect, Respect, Remedy zu entnehmen ist, gliedert sich das Konzept 

der UNGP in drei Säulen. Erstens besagt die State Duty to Protect, dass den Nationalstaaten 

die Pflicht obliegt, den Schutz der Menschenrechte zu gewährleisten. In Leitprinzip 1 ist 

festgelegt, dass „Staaten den Schutz vor Menschenrechtsverletzungen gewähren [müssen], die 

in ihrem Hoheitsgebiet und/oder ihrer Jurisdiktion von Dritten, einschließlich 

Wirtschaftsunternehmen, verübt werden.“ 94 Weiters heißt es, dass Staaten 

Menschenrechtsverletzungen nicht nur verhindern, sondern auch aufklären und ahnden 

müssen. Bei dieser Regelung handelt es sich um eine von nur insgesamt zwei Muss-

Bestimmungen. Die Zweite findet sich in Leitprinzip 25 und verpflichtet Staaten bei 

Verstößen eine geeignete Wiedergutmachung anzubieten.  

 

                                                
93 Hennings, A. (2009), Über das Verhalten von Multinationalen Unternehmen zu Menschenrechten, S. 144f. 
94 Leitprinzip 1 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011. 
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In weiterer Folge findet sich in Säule 1: „Staatliche Schutzpflicht“ eine Reihe von 

Vorschlägen, inwiefern Staaten Unternehmen zur Einhaltung bewegen können. So sollen 

Staaten die Vergabe von Exportkrediten, Exportkredit- oder Investitionsgarantien von der 

Einhaltung von Menschenrechten abhängig machen (Leitprinzip 4) oder eine angemessene 

Aufsicht bei „staatlichen“ Dienstleistungen, die durch Privatunternehmen vollzogen werden, 

übernehmen. 95  Bereits in Leitprinzip 2 gehen die UNGP auf die extraterritoriale 

Verantwortung von Staaten gegenüber Menschenrechtsverletzungen ansässiger 

Wirtschaftsunternehmen ein. So gibt es zwar keine menschenrechtliche Verpflichtung zur 

Regulierung von extraterritorialen Tätigkeiten von Unternehmen, jedoch ist es Staaten auch 

nicht untersagt, solche vorzunehmen. In der Kommentierung der UNGP wird es als wichtige 

politische Aufgabe von Staaten bezeichnet, dass Unternehmen im Ausland die 

Menschenrechte achten. „Gründe hierfür sind, die Berechenbarkeit für 

Wirtschaftsunternehmen zu sichern, indem kohärente und konsistente Botschaften vermittelt 

werden sowie den Ruf des Staates selbst zu waren.“96 Dies trifft v.a. bei Unternehmen mit 

staatlicher Beteiligung zu. Zu den Maßnahmen der extraterritorialen Rechtsdurchsetzung wird 

auch das Mittel des Strafrechts gezählt.97 

 

Säule 2: „Menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen“ definiert die Verantwortung 

von Unternehmen zur Achtung der Menschenrechte. Dabei bezieht sich der Begriff der 

Menschenrechte zumindest auf alle Menschenrechte, die Inhalt der UN-Menschenrechtscharta 

und der ILO-Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit sind 

(Leitprinzip 12). Des Weiteren sollen Unternehmen nicht nur bei ihrer unmittelbaren 

Tätigkeit, sondern auch bei Tätigkeiten, die aufgrund ihrer Geschäftsbeziehung mit ihrer 

Tätigkeit unmittelbar verbunden sind, auf die Einhaltung der Menschenrechte achten. Dabei 

verweist Leitprinzip 13 auf Menschenrechtsverletzungen durch Zulieferer. Darüber hinaus 

sehen Leitprinzip 17 bis 21 die Durchführung von Human Rights Impact Assessments durch 

Unternehmen vor. Unternehmen sollen mittels dieses Verfahrens vorab die Risiken ihrer 

Tätigkeiten auf etwaige menschenrechtliche Auswirkungen prüfen. Dabei handelt es sich um 

nichts Anderes als eine due diligence-Prüfung, ausgelegt am Maßstab der anerkannten 

                                                
95 Hamm, B. (2016), Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, Kritische Justiz 2016, Vol. 
49(4), S. 487f. 
96 Kommentierung Leitprinzip 2 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011, 
https://www.globalcompact.de/wAssets/docs/Menschenrechte/Publikationen/leitprinzipien_fuer_wirtschaft_und
_menschenrechte.pdf (13.7.2017). 
97 Kubiciel, M. (2016), Menschenrechte und Unternehmensstrafrecht – eine europäische Herausforderung in: 
Österreichisches Anwaltsblatt, Forum Alpbach 2016 – Rechtsgespräche, 11/2016, S. 576. 
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Menschenrechte. Vergleichbare Verfahren werden im Umweltbereich bereits seit den 60er-

Jahren durchgeführt.98 Ziel dieser Human Rights Impact Assessments ist es, Menschenrechte 

in den ökonomischen Entscheidungsprozess einfließen zu lassen. Denn 

Menschenrechtsverletzungen können zu teuren Gerichtsverfahren und Imageschäden führen. 

Die UNGP vertrauen hier auf die Logik der ökonomischen Rationalität.99  

 

Säule 3: „Zugang zu Abhilfe“ enthält die zweite Muss-Bestimmung und verpflichtet Staaten 

zur Schaffung von wirksamen Rechtsdurchsetzungsinstrumenten für Betroffene von 

Menschenrechtsverletzungen. Diese Maßnahmen der Wiedergutmachung sind ein Teil der 

staatlichen Schutzpflicht. Leitprinzip 25 beschränkt sich jedoch hier dezidiert auf 

Verletzungen, die im Hoheitsgebiet und/oder im Jurisdiktionsbereich eines Staates 

vorkommen und kennt somit keine Abhilfe für extraterritoriale Verstöße.  

 

Zur Abhilfe sollen Beschwerdemechanismen eingeführt werden, die etwaige entstandene 

menschenrechtliche Schäden wiedergut machen bzw. deren Entstehung verhindern. „Die 

Abhilfe kann Entschuldigungen, Rückerstattung, Folgebeseitigung, finanziellen oder nicht-

finanziellen Schadenersatz und Strafmaßnahmen (straf- oder verwaltungsrechtlicher Art, wie 

etwa Geldstrafen) sowie die Schadensverhütung etwa durch einstweilige Verfügungen und 

Nichtwiederholungsgarantien umfassen.“100 

b) Rechtsdurchsetzung 

Die UN-Leitprinzipien sind ein soft law-Vertragswerk, welches bereits dem Wortlaut nach 

keinen Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit erhebt.101 Die UNGP unterteilen die deshalb nicht 

verpflichtenden Rechtsdurchsetzungsmechanismen (Soll-Bestimmungen) in vier Kategorien 

von Beschwerdemechanismen, beginnend mit den staatlich gerichtlichen Mechanismen in  

 

Leitprinzip 26: Staatliche gerichtliche Mechanismen. 

                                                
98 Hamm, B. (2016), Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, Kritische Justiz 2016, Vol. 
49(4), S. 488f. 
99 Bernstorff, J. (2012), Die UN Guiding Principles on Business and Human Rights – Ein Kommentar aus 
völkerrechtlicher Sicht, November 2012, https://www.unesco.de/wissenschaft/2012/uho-1112-keynote-
bernstorff.html (16.5.2017). 
100 Kommentierung von Leitprinzip 25 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011. 
101 Mit Ausnahme der zwei erwähnten Bestimmungen: Leitprinzip 1 und Leitprinzip 25. 

https://www.unesco.de/wissenschaft/2012/uho-1112-keynote-bernstorff.html
https://www.unesco.de/wissenschaft/2012/uho-1112-keynote-bernstorff.html
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„Staaten sollten geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der Wirksamkeit 

innerstaatlicher gerichtlicher Mechanismen treffen bei der Handhabung von 

mit Unternehmen zusammenhängenden Menschenrechtsverletzungen [...]“ 

 

Darüber hinaus sollen Staaten dafür Sorge tragen, dass keine rechtlichen oder anderwärtigen 

faktischen Schranken bestehen, die eine Rechtsdurchsetzung bei Menschenrechtsverletzungen 

verhindern. Die Kommentierung der UNGP spricht hier etwa von straf- und zivilrechtlichen 

Regelungen, die es verhindern, Mitglieder einer Unternehmensgruppe zu belangen oder von 

rechtlicher Diskriminierung von Minderheiten, indigener Völker, Migranten etc. oder 

verfahrensmäßige Schranken wie zu Hohe Verfahrenskosten und/oder fehlender staatlicher 

Unterstützung wie marktgestützten Rechtsschutzversicherungen oder auch Möglichkeiten 

Repräsentativverfahren (Musterprozesse) und Kollektivverfahren (Sammelklagen) 

einzuleiten, die dem Einzelnen Abhilfe verschafft.102  

 

Leitprinzip 27: Staatliche außergerichtliche Mechanismen. 

„Staaten sollten als Teil eines umfassenden, staatlich getragenen Systems der 

Abhilfe bei mit Unternehmen zusammenhängenden 

Menschenrechtsverletzungen neben gerichtlichen Mechanismen wirksame und 

geeignete außergerichtliche Beschwerdemechanismen bereitstellen.“ 

 

Dabei wird primär auf die Vorteile von Mediationsverfahren und die Bedeutung von 

nationalen Menschenrechtsinstitutionen verwiesen.103 

 

Leitprinzip 28: Nichtstaatliche Beschwerdemechanismen. 

„Staaten sollen Wege in Erwägung ziehen, den Zugang zu wirksamen, nicht 

staatlichen Beschwerdemechanismen zu erleichtern, die sich mit von 

Unternehmen verursachten Schäden an den Menschenrechten befassen.“  

 

Hierbei werden Beschwerdemechanismen angesprochen, die von Wirtschaftsunternehmen, 

Industrieverbänden oder einer Multi-Stakeholdergruppe eigenständig zu Verfügung gestellt 

werden. Darüber hinaus kann es sich dabei auch um regionale und/oder internationale 

Gremien handeln, die sich mit Menschenrechtsverletzungen befassen. Dazu zählt etwa der 

                                                
102 Kommentierung von Leitprinzip 26 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011. 
103 Kommentierung von Leitprinzip 27 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011. 
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UN-Global Compact. Staaten können Hilfestellung leisten, diese bekannt machen und 

fördern.104 

 

Leitprinzip 29: 

Damit Missständen frühzeitig begegnet werden kann und diese unmittelbar 

wieder gutgemacht werden können, sollten Wirtschaftsunternehmen für 

Einzelpersonen oder lokale Gemeinschaften, die nachteiligen Auswirkungen 

ausgesetzt sein können, wirksame Beschwerdemechanismen auf operativer 

Ebene schaffen oder sich an solchen Mechanismen beteiligen.  

 

Hier wird auf unmittelbare Beschwerdemechanismen für einzelne Personen auf 

Unternehmensebene verwiesen. Damit sind bspw. Ombudsmänner oder Sachverständige 

gemeint. Diese setzen keine Menschenrechtsverletzungen voraus, sondern sollen solche 

präventiv verhindern.105 

 

Obgleich der Unverbindlichkeit dieser Mechanismen ist die UNGP „als die fortschrittlichste 

konzeptionelle Ausarbeitung zu Wirtschaft und Menschenrechten, die in einer 

zwischenstaatlichen Organisation entstanden ist, geradezu überschwänglich“ 106  von den 

internationalen Organisationen aufgenommen worden. So wurden die Leitprinzipien bereits 

kurz nach Veröffentlichung von der OECD, der Internationalen Finanz Korporation (IFC) 

sowie der Europäischen Union rezipiert. So hat die OECD bereits 2011 die UNGP in der 

Neufassung der OECD-Leitsätze unter Punkt 36 aufgenommen.107 Die IFC bezieht sich 2012 

in den Performance Standards on Environmental and Social Sustainability108 ebenfalls auf 

die Verantwortlichkeit von Unternehmen für die Einhaltung und Achtung der 

Menschenrechte, wie in den UN-Leitprinzipien gefordert. Des Weiteren hat die EU-

Kommission ein Strategiepapier für unternehmerische Verantwortlichkeit vorgelegt, welches 

die EU-Mitgliedsstaaten dazu auffordert nationale Aktionspläne (National Action Plans – 

                                                
104 Kommentierung von Leitprinzip 28 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011. 
105 Kommentierung von Leitprinzip 29 UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 2011. 
106 Klimke, R./Escobar, L./Tietje, C. (2016), Fünf Jahre UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
Vereinte Nationen 6/2016, S. 246. 
107 OECD (2011), OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, OECD-Publishing, http://dx.doi.org/ 
10.1787/9789264122352-de (4.1.2016), IV. 36, S. 37. 
108 IFC Performance Standards on Environmental and Social Sustainablitiy, 
https://www.ifc.org/wps/wcm/connect/c8f524004a73daeca09afdf998895a12/IFC_Performance_Standards.pdf?
MOD=AJPERES (26.5.2017).   

https://www.ifc.org/wps/wcm/connect/c8f524004a73daeca09afdf998895a12/IFC_Performance_Standards.pdf?MOD=AJPERES
https://www.ifc.org/wps/wcm/connect/c8f524004a73daeca09afdf998895a12/IFC_Performance_Standards.pdf?MOD=AJPERES
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NAPs) zu erarbeiten. Das Kommissions-Papier mit dem Titel: A renewed EU strategy 2011-

14 for Corporate Social Responsibility bezieht sich in Punkt 4.8.2 auf die Implementierung 

der UN-Leitprinzipien. 2015 hat die Kommission schließlich ein ergänzendes Arbeitspapier 

zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien im EU-Binnenmarkt herausgegeben109. Auch die UN-

Arbeitsgruppe für Wirtschaft und Menschenrechte hat empfohlen, NAPs in Anlehnung an die 

UNGP zu entwickeln. Bisher sind dieser Empfehlung bereits 10 Staaten nachgekommen. So 

haben 2013 die Niederlande und Großbritannien, 2014 Dänemark, Spanien, Italien und 

Finnland und 2015 Schweden, Litauen, Kolumbien und Norwegen NAPs erstellt. Inhaltlich 

weichen diese stark voneinander ab, was die UN-Arbeitsgruppe für Wirtschaft und 

Menschenrechte dazu bewog einen Leitfaden für die Erarbeitung von NAPs zu erstellen. 

Dieser soll die Staaten unterstützen vergleichbare NAPs zu konzipieren. Nichtsdestotrotz 

bleiben die bisherigen Aktionspläne unter den Erwartungen zurück. Dies liegt v.a. an den 

fehlenden spezifischen Maßnahmen zur Gewährleistung der UN-Leitprinzipien sowie der 

Nennung von konkret verantwortlichen Akteuren, Fristen und messbarer Indikatoren.110  

 

Darüber hinaus haben mehrere global tätige Wirtschaftsorganisationen die Bedeutung der 

UNGP für die Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung – der sogenannten 

Agenda 2030 – betont.111  

 

Kritik gibt es von Seiten der NGOs. Diese bezeichnen die rechtliche Unverbindlichkeit der 

UNGP als absolut unzureichend.112 Die Einhaltung der Menschenrechte müsse verbindlich 

sein und nicht lediglich freiwillig. Die Menschenrechte sind das höchste zu schützende Gut 

und deren zwingende Einhaltung leite sich aus dem Prinzip der Unteilbarkeit der 

Menschenrechte ab. 

                                                
109 Commission Staff Working Document on Implementing the UN Guiding Principles on Business and Human 
Rights – State of Play, SWD(2015) 144 final https://ec.europa.eu/anti-
trafficking/sites/antitrafficking/files/swd_2015_144_f1_staff_working_paper_en_v2_p1_818385.pdf 
(26.5.2017).  
110 Klimke, R./Escobar, L./Tietje, C. (2016), Fünf Jahre UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
Vereinte Nationen 6/2016, S. 247. 
111 Klimke, R./Escobar, L./Tietje, C. (2016), Fünf Jahre UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
Vereinte Nationen 6/2016, S. 246.  
112 Klimke, R./Escobar, L./Tietje, C. (2016), Fünf Jahre UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
Vereinte Nationen 6/2016, S. 246. 

https://ec.europa.eu/anti-trafficking/sites/antitrafficking/files/swd_2015_144_f1_staff_working_paper_en_v2_p1_818385.pdf
https://ec.europa.eu/anti-trafficking/sites/antitrafficking/files/swd_2015_144_f1_staff_working_paper_en_v2_p1_818385.pdf
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5. Zwischenergebnis 

Spricht man von Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen im Ausland gelangt man 

unweigerlich zu den drei großen internationalen Abkommen: die ILO-Kernarbeitsnormen, die 

OECD-Leitsätze und die UNGP.  

 

Jedes dieser Vertragswerke setzt sich zum Ziel Menschenrechtsverstöße von Unternehmen zu 

regeln. Ihr praktischer Hauptanwendungsbereich liegt dabei auf Verletzungen von MNC in 

Entwicklungsländern, in denen Betroffenen keine oder nur unzureichend effektive 

Rechtsdurchsetzungsmechanismen zu Verfügung stehen.   

 

Die ILO-Kernarbeitsnormen sind globale Arbeitsschutzstandards die bereits eine weltweite 

Verbreitung erreicht haben und seit 1998 - mittels der Erklärung über die grundlegenden 

Prinzipien und Rechte bei der Arbeit - auch in Staaten, die diese nicht ratifiziert haben, 

verpflichtend anzuwenden sind. Für die tatsächlichen Opfer von Menschenrechtsverletzungen  

ergibt sich jedoch aufgrund der unzureichenden Rechtsdurchsetzungsmechanismen keine 

effektive Abhilfe bei Verstößen. Der dreidimensionale Durchsetzungsmechanismus, 

bestehend aus Berichtsverfahren, Beschwerdeverfahren und Klageverfahren, verschafft den 

Opfern keine gerichtliche Klagelegitimation. Die ILO-Abkommen binden - wie bei 

völkerrechtlichen Verträgen charakteristisch - nur die Nationalstaaten. Darüber hinaus zielen 

die Durchsetzungsmechanismen lediglich auf die Umsetzung und Einhaltung der 

Übereinkommen ab und nicht auf Entschädigung für die von Menschenrechtsverletzungen 

betroffenen Personen. Es handelt sich somit um ein mittelbar verbindliches Abkommen. Das 

speziellere Abkommen zur Prävention von Menschenrechtsverletzungen durch MNC – die 

dreigliedrige Grundsatzerklärung über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik – ist 

dagegen ein reines soft law-Abkommen. Es verfügt über keine echten 

Durchsetzungsmechanismen. Bei Nichteinhaltung des Abkommens können Mitgliedstaaten 

lediglich Empfehlungen abgeben.  

 

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen sind ähnlich wie die ILO-

Kernarbeitsnormen grundsätzlich mittelbare Abkommen und an die Mitgliedsstaaten 

gerichtet. In der Breitenwirkung unterscheiden sich die OECD-Leitsätze bereits erstmals von 

den beiden anderen internationalen Abkommen, denn nachdem nur OECD-Länder Mitglieder 

des Abkommens sind, beschränkt sich die Reichweite auf 42 Nationen. Diese sind zwar 

zweifelsfrei die global wichtigsten Industrienationen, jedoch umfassen sie nicht jene Staaten, 
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in denen der Großteil der Menschenrechtsverletzungen durch MNC begangen werden. So 

befindet sich kein einziger afrikanischer Staat und ausschließlich Süd-Korea und Japan der 

asiatischen Nationen bei der OECD. Ziel des Abkommens ist es auch nicht den Opfern direkt 

Rechtschutz anzubieten. Die Herangehensweise der OECD zielt ebenfalls auf eine 

Verbesserung der Menschenrechtslage durch Bewusstseinsbildung ab. Im Fokus liegen 

Maßnahmen, die den Unternehmen verdeutlichen sollen, dass Menschenrechtsverletzungen 

für sie selbst nicht wirtschaftlich rentabel sind. Die geschaffene due diligence-Prüfung soll 

MNC dazu bewegen, sich vorab mit den Konsequenzen von Menschenrechtsverletzungen zu 

befassen und diese auch ökonomisch einzukalkulieren.  

 

Abseits des Beschwerdeverfahrens kennen die OECD-Leitsätze keine 

Rechtsdurchsetzungsmechanismen. Das Beschwerdeverfahren selbst soll zwischen den 

Streitparteien vermitteln und ist somit ein klassisches Mediationsverfahren. Scheitert die 

Mediation mangels Streitbeilegungswillen, wird ein Bericht veröffentlicht. Den verstoßenden 

Unternehmen können keine Sanktionen aufgezwungen werden. Die OECD-Leitsätze sind 

somit ein soft law-Abkommen.  

 

Das dritte große Abkommen sind die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte. 

Sie folgen dem Vorhaben der gescheiterten UN-Draft Norms, die es sich dem Ziel 

verschrieben hatten, MNC direkt rechtsverbindlich zu verpflichten. Das Projekt scheiterte auf 

Grund des massiven Widerstands der großen Industrienationen. Die UN-Leitprinzipien 

dagegen stellen ganz bewusst wieder ein unverbindliches Abkommen dar. Sie enthalten 

lediglich Soll-Bestimmungen und sind somit ein klassisches soft law-Abkommen. Davon 

ausgenommen sind zwei Bestimmungen: Leitprinzip 1 und 25. Leitprinzip 1 verpflichtet 

Mitgliedstaaten dazu, geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Menschenrechtsverletzungen 

sowie zur Verhütung, Untersuchung, Ahndung und Wiedergutmachung zu gewährleisten. 

Darüber hinaus verpflichtet Leitprinzip 25 Staaten zur effektiven Durchsetzung der Rechte 

Betroffener gegenüber MNC. Dennoch handelt es sich bei den UNGP um ein soft law-

Abkommen, da eine mangelnde Umsetzung des Vertragswerks nicht sanktioniert werden 

kann.  

 

Aufgrund der unzufriedenstellenden Umsetzung der NAP der UNGP und neuer 

schwerwiegender Verletzungen von Menschenrechten durch Unternehmen in der Praxis, hat 

der UN-Menschenrechtsrat eine neue intergouvernementale Arbeitsgruppe eingesetzt. Diese 
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wurde auf unbestimmte Zeit damit beauftragt, ein rechtlich bindendes Instrument (nach dem 

Vorbild der UN-Draft Norms) zur Achtung der Menschenrechte zu entwickeln. Dieser neue 

Anlauf wurde von NGOs begrüßt. Seitens der Industrienationen – v.a. der europäischen 

Staaten und den USA - gibt es jedoch Zurückhaltung gegenüber diesem Vorstoß. Es zeichnen 

sich somit erneut die alten Fronten ab.  

 

Ruggie hat in einem Interview mit dem Institute for Human Rights and Business 2016 

durchklingen lassen, dass er es weder für „unvermeidbar noch wünschenswert“113 erachtet, 

dass ein völkerrechtlich verbindliches Regelwerk zur Sanktionierung von 

Menschenrechtsverletzungen von MNC geschaffen wird. Dabei sieht er v.a. die 

Völkerrechtssubjektivität von Unternehmen als kein notwendiges Ziel. Das bestehende 

völkerrechtliche System sei durchaus in der Lage den Menschenrechtsschutz zu 

gewährleisten. Ruggie sieht somit die Verantwortung zur Einhaltung der Menschenrechte 

weiterhin bei den Staaten. Diese müssen die Verantwortung übernehmen, die rechtlichen 

Grundlagen schaffen und deren Durchsetzung gewährleisten. 114  Nachdem Unternehmen 

immer im Rechtsgebiet von Staaten tätig werden, sieht er eine extraterritoriale 

Verantwortlichkeit von Unternehmen somit nicht als notwendig.  

 

Obgleich Ruggies Ansicht von einer systematischen Perspektive zugestimmt werden kann, 

kann man auf europäischer sowie nationaler Ebene dennoch Tendenzen zur 

Verantwortlichkeit von Unternehmen bei Auslandstätigkeiten erkennen. Das nächste Kapitel 

befasst sich mit der extraterritorialen menschenrechtlichen Verantwortung von Staaten für das 

Verhalten von Unternehmen im Ausland.   

 

C. Extraterritoriale Staatenpflichten 
Die bisherige Analyse hat sich darauf beschränkt ein international geltendes Recht zur 

Sanktionierung von Menschenrechtsverstößen abzuleiten. Das folgende Kapitel beschäftigt 

sich nun mit der Verpflichtung des Heimatstaats eines Unternehmens 

Menschenrechtsverletzungen im Ausland zu verhindern. Um eine solche extraterritoriale 

Staatenpflicht zu begründen, kann man sich einerseits auf geltende völkerrechtliche 
                                                
113 Ruggie, J. (2016) Fives Years On – Prof. John Ruggie on the State of Business and Human Rights, Institute 
for Human Rights and Business, Interview vom 16.6.2016, https://www.ihrb.org/focus-
areas/benchmarking/podcast-john-ruggie (30.5.2017). 
114 Klimke, R./Escobar, L./Tietje, C. (2016), Fünf Jahre UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, 
Vereinte Nationen 6/2016, S. 247. 

https://www.ihrb.org/focus-areas/benchmarking/podcast-john-ruggie
https://www.ihrb.org/focus-areas/benchmarking/podcast-john-ruggie
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Konventionen oder auf das allgemeine Völkerrecht stützen. Für Erstere stellt sich die Frage 

der extraterritorialen Erstreckung - die örtliche Anwendbarkeit - von bestehenden 

Abkommen; relevant hierfür ist die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK)115, der 

UN-Zivilpakt116 (Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte) und der UN-

Sozialpakt117 (Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte).  

1. Das allgemeine Völkerrecht 

Die örtliche Anwendbarkeit des allgemeinen Völkerrechts bei Auslandsaktivitäten, ergibt sich 

aus dem Territorialitäts- und dem Personalitätsprinzip. Das Territorialitätsprinzip 

gewährleistet dem regierenden Staat umfassende Herrschaftsgewalt über alle Personen, 

inklusive juristische Personen (Unternehmen), in seinem Staatsgebiet auszuüben. Nach dem 

Personalitätsprinzip kann der Staat auch außerhalb seines Staatsgebiets über seine 

Staatsbürger urteilen. Für dritte Staaten manifestiert sich das Territorialitätsprinzip als ein 

„völkerrechtliches Interventionsverbot, welches die Freiheitssphäre des Gaststaats zur 

Regulierung des Wirtschaftslebens auf seinem Territorium sichern soll.“118 Diese können sich 

auf drei völkerrechtliche Regeln stützen:  

 

• Die Freiheit des Heimatstaates Auslandsaktivitäten eigener Unternehmen zu 

regulieren (Prinzip der Personalhoheit); 

• die Kooperationsverpflichtung zur menschenrechtlichen Zusammenarbeit aus 

der UN-Charta (Kooperationsgebot); 

• das Verbot, Beihilfe zu Menschenrechtsverletzungen des Gaststaates zu 

leisten119 (Beihilfeverbot). 

a) Das Prinzip der Personalhoheit 

Erstens bezeichnet das Recht des Heimatstaats die Tätigkeit von seinen Staatsbürgern sowie 

juristischen Personen (Unternehmen) zu regulieren. Dies ist auf eigenem Staatsterritorium 
                                                
115 Europarat, Europäische Menschenrechtskonvention, 3. September 1953.  
116 Vereinte Nationen, Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, 16. Dezember 1966,  
117 Vereinte Nationen, Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, 16. Dezember 
1966, http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/CESCR.aspx (13.6.2017). 

118 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 58. 
119 Bernstorff, J. (2010), Die völkerrechtliche Verantwortung für menschenrechtswidriges Handeln 
transnationaler Unternehmen. Unternehmensbezogene menschenrechtliche Schutzpflicht in der völkerrechtlichen 
Spruchpraxis, INEF Forschungsreihe Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige 
Entwicklung 05/2010, S. 25f; Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und 
Corporate Social Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 58f. 

http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/CESCR.aspx
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selbstverständlich, kann jedoch auch über die eigenen Grenzen hinaus Geltung haben. Dieses 

Recht ergibt sich aus dem Institut der Personalhoheit, welches es Staaten erlaubt, seinen 

Jurisdiktionsbereich auch auf Staatsbürger im Ausland auszuweiten. Das Personalitätsprinzip 

kollidiert somit mit dem Territorialitätsprinzip und dem Institut des völkerrechtlichen 

Interventionsverbots. „Dieses Recht dürfte aber in der Regel einer an menschenrechtlichen 

Mindeststandards orientierten Regulierung durch den Heimatstaat nicht im Wege stehen.“120 

Durch diese Aussage bekennt sich Bernstorff als Vertreter des politischen Konzepts der 

Menschenrechte. Er vertritt hiermit unmissverständlich die Ansicht, dass die Gewährleistung 

von Menschenrechten kein Verstoß gegen das völkerrechtliche Interventionsverbot ist und 

somit ein Eingriff – hier im Sinne von Rechtsnormen – in fremdes Staatsgebiet rechtskonform 

sei v.a. dann, wenn der Gaststaat sich zur Einhaltung derselben Menschenrechte verpflichtet 

hat.121  

b) Das Kooperationsgebot 

Zweitens, das Kooperationsgebot, befasst sich mit der in Art 1 Abs 3, Art 55 lit a) und lit c) in 

Verbindung mit Art 56 UN-Charta definierten Kooperationspflicht zur menschenrechtlichen 

Zusammenarbeit.  

 

„Artikel 1 UN-Charta: Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele:  

[...] 

Abs 3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um 

internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und 

humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und 

Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 

Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen; 

 

Art 55 UN-Charta: Um jenen Zustand der Stabilität und Wohlfahrt 

herbeizuführen, der erforderlich ist, damit zwischen den Nationen friedliche 

und freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der 

Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende 

Beziehungen herrschen, fördern die Vereinten Nationen  

                                                
120 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 58f. 
121 Ebda. 
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a) die Verbesserung des Lebensstandards, die Vollbeschäftigung und die 

Voraussetzungen für wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt und Aufstieg; 

[...] 

c) die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 

Sprache oder der Religion.  

 

Artikel 56 UN-Charta: Alle Mitgliedstaaten verpflichten sich, gemeinsam 

und jeder für sich mit der Organisation zusammenzuarbeiten, um die in 

Artikel 55 dargelegten Ziele zu erreichen.“ 

 

Hieraus ergibt sich die Pflicht zur kooperativen Verwirklichung der Menschenrechte der UN 

und deren Mitgliedstaaten. Somit ist der Heimatstaat durch die Kooperationspflicht 

angehalten, Regulierungen für Unternehmen zu treffen, wenn diese offenkundig 

Menschenrechtsverstöße im Ausland begehen. In welcher Form jedoch der Heimatstaat dazu 

verpflichtet ist, ist nicht geregelt. Eine Verpflichtung zur Intervention - z.B. im Sinne von im 

Ausland anzuwendenden Rechtsnormen - kann daraus noch nicht zwingend abgeleitet 

werden. Vielmehr bleibt nach diesem Ansatz der Gaststaat für die Einhaltung der 

Menschenrechte verantwortlich. Das Kooperationsgebot soll die Verletzungen des Gaststaates 

sanieren und nicht direkten Schutz für Individuen im Ausland bieten. 122  Aus dem 

Kooperationsgebot kann somit noch keine Legimitation für extraterritoriale Interventionen 

und somit eine rechtliche Grundlage für das politische Konzept der Menschenrechte 

abgeleitet werden.  

c) Das Beihilfeverbot  

Drittens, das Beihilfeverbot, erläutert das gewohnheitsrechtliche Verbot zur Beihilfe bei 

Menschenrechtsverletzungen, welches sich aus Art 16 der Draft Articles on the Responsibility 

of States for Internationally Wrongful Acts wie folgt ergibt: 

 

Art 16 der Draft Articles on the Responsibility of States for Internationally 

Wrongful Acts: A State which aids or assists another State in the 

                                                
122 Bernstorff, J. (2010), Die völkerrechtliche Verantwortung für menschenrechtswidriges Handeln 
transnationaler Unternehmen. Unternehmensbezogene menschenrechtliche Schutzpflicht in der völkerrechtlichen 
Spruchpraxis, INEF Forschungsreihe Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige 
Entwicklung 05/2010, S. 26f; Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und 
Corporate Social Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 59f. 
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commission of an internationally wrongful act by the latter is internationally 

responsible for doing so if: (a) That State does so with knowledge of the 

circumstances of the internationally wrongful act; and (b) The act would be 

internationally wrongful if committed by that State. 

 

Damit das Beihilfeverbot erfüllt ist müssen vier Voraussetzungen gegeben sein. Erstens muss 

eine Menschenrechtsverletzung in einem anderen Staat – dem Gaststaat – vorliegen; z.B. eine 

Menschenrechtsverletzung in Folge unzureichender Regulierung bis hin zur aktiven Beihilfe 

des Gaststaates (siehe Bsp. usbekische Baumwolle). Zweitens die Unterstützung des 

Gaststaates durch den Heimatstaat bei der Menschenrechtsverletzung. Drittens, wenn die 

Beihilfe des Heimatstaats im Wissen um den Verstoß durch den Gaststaat erbracht wird. Die 

vierte Voraussetzung ist erfüllt, wenn der Beihilfe leistende Staat die Primärverletzung auch 

selbst begannen hätte. Dies ist in der Regel immer dann der Fall, wenn der Heimatstaat die 

entsprechende Konvention ratifiziert hat.123  

 

Ein Verstoß gegen das Beihilfeverbot liegt bspw. dann vor, wenn der Heimatstaat mittels 

Außenwirtschaftsförderungen die Unternehmenstätigkeit von heimischen Betrieben 

unterstützt, welche vorhersehbare Menschenrechtsverletzungen zur Folge haben. Ein noch 

drastischeres Bsp. stellen Direkt-Intervention des Heimatstaats zur Aufrechterhaltung von 

menschenrechtswidrigen Praktiken im Gaststaat dar.  

 

Die Variante des Beihilfeverbots spielt mehr eine rechtstheoretische Rolle für die Begründung 

einer extraterritorialen Staatenpflicht, ist jedoch nicht in der Lage die Theorie des politischen 

Konzepts der Menschenrechte zu belegen. Dies liegt primär daran, dass hier die Mitwirkung 

des Heimatstaats die Menschenrechtsverletzung indiziert und die logische Schlussfolgerung 

daraus die Unterlassung der Beihilfe ist und keine weitere Intervention.  

2. Die Europäische Menschenrechtskonvention 

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ist zusammen mit dem 

Bundesverfassungsgesetz (B-VG) und dem Staatsgrundgesetz 1867 (StGG) das in Österreich 

relevanteste Regelwerk zur Gewährleistung der Menschenrechte. Die EMRK wurde von 

                                                
123 Bernstorff, J. (2010), Die völkerrechtliche Verantwortung für menschenrechtswidriges Handeln 
transnationaler Unternehmen. Unternehmensbezogene menschenrechtliche Schutzpflicht in der völkerrechtlichen 
Spruchpraxis, INEF Forschungsreihe Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige 
Entwicklung 05/2010, S. 27f; Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und 
Corporate Social Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 60. 
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Österreich in nationalstaatliches Verfassungsrecht umgewandelt und ist somit unmittelbar 

anwendbar. Die EMRK kennt keine global vergleichbar breite Verbreitung wie die UN-

Konventionen, wurde jedoch von der überwiegenden Anzahl der europäischen Staaten 

ratifiziert.  

 

Art 1 EMRK: Die Hohen Vertragschließenden Teile sichern allen ihrer 

Jurisdiktion unterstehenden Personen die in Abschnitt I dieser Konvention 

niedergelegten Rechte und Freiheiten zu. 

 

Art 1 EMRK definiert den Anwendungsbereich der Konvention und stellt dabei auf den 

Jurisdiktionsbereich des betreffenden Mitgliedstaats ab. Der ersten Intention des Wortlauts 

nach handelt es sich beim Jurisdiktionsbereich um das jeweilige Staatsgebiet des 

Mitgliedstaats. Wie allerdings bereits durch das völkerrechtliche Prinzip der Personalhoheit 

bekannt, kann sich der Anwendungsbereich über die eigenen Staatsgrenzen ausdehnen. Zur 

Frage, ob und unter welchen Bedingungen dies der Fall sein kann, hat der Europäische 

Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) bereits eine Reihe von Urteilen gefällt. Dabei hat er 

das „vieldeutige Kriterium der effektiven Kontrolle (effective control) oder Herrschaft 

(authority) über den in Rede stehenden Auslandssachverhalt und der betroffenen Individuen 

durch Organe des Vertragsstaates“124 kreiert.  

 

Vorab kann also bereits festgestellt werden, dass eine extraterritoriale Schutzpflicht nicht 

generell, sondern lediglich unter Voraussetzung des folglich beschriebenen Kriteriums der 

effektiven Kontrolle besteht. 

 

Im Fall Bankovic 125  hat der EGMR ausführlich die Kriterien für eine extraterritoriale 

Staatenpflicht beschrieben. Effektive Kontrolle - und damit extraterritoriale Anwendbarkeit - 

über fremdes Territorium liegt dann vor, wenn der Gaststaat über umfassende Kontrolle über 

einen Teil des ausländischen Territoriums verfügt und in diesem Bereich öffentliche Gewalt 

                                                
124 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 48. 
125 EGMR 12.12.200, Bsw52207/99, Bankovic v. Belgien, 
https://www.ris.bka.gv.at/JustizEntscheidung.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT_20011212_AUSL0
00_000BSW52207_9900000_000&IncludeSelf=True (29.6.2917). 

https://www.ris.bka.gv.at/JustizEntscheidung.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT_20011212_AUSL000_000BSW52207_9900000_000&IncludeSelf=True
https://www.ris.bka.gv.at/JustizEntscheidung.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT_20011212_AUSL000_000BSW52207_9900000_000&IncludeSelf=True
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ausübt. Der Gaststaat muss somit funktional an die Stelle des Heimatstaates treten. Darüber 

hinaus setzt der EGMR eine länger andauernde territoriale Kontrolle voraus.126  

 

Diese strengen Kriterien wurden zwar in der Entscheidung Issa wieder relativiert, jedoch ohne 

klare Definition wie weitgehend die Kontrolle über Territorium und Personen im Ausland 

gehen muss.  

 

Nach aktueller Rechtsprechung setzt die EMRK in jedem Fall eine effektive Kontrolle - die 

nur durch staatliche Organe (Militär) gewährleistet werden kann - voraus. Daraus folgt: Ein 

österreichisches Unternehmen, das im Ausland z.B. produziert, kann mangels österreichischer 

effektiver Kontrolle ausländischen Staatsterritoriums in Österreich nicht nach der EMRK 

belangt werden.  

3. Der UN-Zivilpakt 

Der Anwendungsbereich des UN-Zivilpakts richtet sich nach Art 2 (1) UN-Zivilpakt: 

 

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die in diesem Pakt anerkannten Rechte 

zu achten und sie allen in seinem Gebiet befindlichen und seiner 

Herrschaftsgewalt unterstehenden Personen ohne Unterschied wie 

insbesondere der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der 

Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder 

sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status zu 

gewährleisten. 

 

Satz 1 verweist in Bezug auf den Anwendungsbereich auf „in seinem Gebiet“ und „seiner 

Herrschaftsgewalt“ unterstehenden Personen. Nach dem Verständnis des UN-

Menschenrechtsausschusses in seinem General Comment N. 31 bezieht sich dies – ähnlich 

wie bei Art 1 EMRK – auf „jede Person, die in irgendeiner Form der Staatsgewalt oder der 

effektiven Kontrolle eines Vertragsstaates unterliegt.“127  

 

                                                
126 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 48f. 
127 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 50. 
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Der Anwendungsbereich des UN-Zivilpakts unterscheidet sich von jenem der EMRK nur 

gering. Einerseits muss festgestellt werden, dass es bisher keine tiefergreifende 

Rechtsprechung zu unternehmerischem Handeln und extraterritorialer Staatenpflicht gibt. 

Zum Anderen wird in der Literatur häufig vertreten, dass nach dem UN-Zivilpakt nicht nur 

über Teile eines Territoriums, sondern auch über einzelne Personen in einem bestimmten 

Moment eine effektive Kontrolle bestehen kann.  

 

In der Praxis findet man zu dieser weitergehenden Interpretation noch keine Entscheidung, 

denn folgt man den strengen Voraussetzungen des Gerichtshofs, wird eine effektive Kontrolle 

weiterhin nur während einer langfristigen Sicherheitsoperation, eines Besatzungsregimes oder 

einer sonstigen kontrollfähigen Präsenz von ausländischen Staatsorganen zu bejahen sein.128  

4. Der UN-Sozialpakt 

Der UN-Sozialpakt kennt keine dezidierte Bestimmung über seinen territorialen 

Anwendungsbereich, sondern statuiert eine allgemeine Verpflichtung für alle Vertragsstaaten. 

Diese müssen „einzeln und durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit“129 die Paktrechte 

verwirklichen. Die Gewährleistung von Paktrechten im Ausland ist somit weniger eine Frage 

des territorialen Anwendungsbereichs, sondern eine der international obligations von 

Vertragsstaaten. Ob sich hieraus bereits eine Rechtspflicht oder doch lediglich eine politische 

Aufforderung ergibt, kann nicht eindeutig festgestellt werden. Tendenziell erfüllen 

Vertragsstaaten ihre Paktpflichten und v.a. international obligations via Entwicklungshilfe. In 

seinem General Comment Nr. 14 hat der UN-Sozialpaktausschuss diese Verpflichtungen 

jedoch durchaus weiter verstanden. In einer Stellungnahme zum Recht auf Gesundheit sprach 

der Ausschuss: „State parties have to respect the enjoyment of the right to health in other 

countries, and to prevent third parties from violating the right in other countries, if they are 

able to influence these third parties by way of legal or political means, in accordance with the 

Charter of the United Nations and applicable international law“130. 

 

                                                
128 Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und Corporate Social 
Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 51f. 
129 Art 2 UN-Sozialpakt, 16.12.1966, 
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000629  
130 United Nations, Economic and Social Council (2000), General Comment No. 14 – The right to the highest 
attainable standard of health (article 12 of the International Convenant on Economic, Social and Cultural 
Rights), UN Doc. E/C.12/2000/4 vom 11.08.2000, Rz 31. 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000629
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Des Weiteren äußerte sich der UN-Sozialpaktausschuss ebenfalls zur extraterritorialen 

Staatenpflicht bei Paktverstößen durch heimische Unternehmen und stellt in seinem General 

Comment Nr. 15 fest: „Steps should be taken by States parties to prevent their own citizien 

and companies from violating the right to water of individuals and communities in other 

countries“131. 

 

Eine konkrete Rechtspflicht zur Durchsetzung der Paktrechte im Ausland kann aus den 

genannten General Comments jedoch noch nicht zwingend abgeleitet werden. Einerseits 

handelt es sich bei General Comments nur um unverbindliche Interpretationshilfen ohne 

rechtsverbindlichen Charakter. Andererseits lässt der Ausschuss auch offen, welche Art von 

„[s]teps should be taken“ 132 . In der Literatur beschränkt sich die Anwendung der 

international obligations sohin auch stärker auf Themen der Entwicklungszusammenarbeit.133 

 

Dies führt zurück zur Frage der territorialen Anwendbarkeit des UN-Sozialpakts. Nachdem 

aus dem Wortlaut von Art 2 des UN-Sozialpakts dieser nicht abzuleiten ist, muss man sich an 

Hand der allgemeinen Regeln des Völkerrechts orientieren. Zudem hat der UN-

Sozialpaktausschuss 1999 im Staatenberichtsverfahren zu Israel den effective control-Test 

angewendet. Sowohl der UN-Menschenrechtsausschuss als auch der Internationale 

Gerichtshof haben erkennen lassen, dass sie diese Argumentation - und somit das Kriterium 

der kontrollierenden Herrschaftsgewalt - befürworten.134  

 

Die kontrollierende Herrschaftsgewalt - effective control - versteht die territoriale 

Anwendbarkeit der Konvention über die eigenen Staatsgrenzen hinaus auf Gebiete, die unter 

der Kontrolle und der Jurisdiktion des ausländischen Vertragsstaates stehen. Im Ergebnis ist 

der Anwendungsbereich des UN-Sozialpakts gleich zu bewerten wie jener des UN-Zivilpakts. 

                                                
131 United Nations, Economic and Social Council (2003), General Comment No.15 – The right to water (articles 
11 and 12 of the International Convenant on Economic, Social and Cultural Rights), UN Doc. E/C.12/2002/11 
vom 20.01.2003, Rz. 33. 
132 Ebda. 
133 Bernstorff, J. (2010), Die völkerrechtliche Verantwortung für menschenrechtswidriges Handeln 
transnationaler Unternehmen. Unternehmensbezogene menschenrechtliche Schutzpflicht in der völkerrechtlichen 
Spruchpraxis, INEF Forschungsreihe Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige 
Entwicklung 05/2010, S. 21f; Bernstorff, J. (2011), Extraterritoriale menschenrechtliche Staatenpflichten und 
Corporate Social Responsibility, Archiv des Völkerrechts, Bd. 49 (2011), S. 52f. 
134 Bernstorff, J. (2010), Die völkerrechtliche Verantwortung für menschenrechtswidriges Handeln 
transnationaler Unternehmen. Unternehmensbezogene menschenrechtliche Schutzpflicht in der völkerrechtlichen 
Spruchpraxis, INEF Forschungsreihe Menschenrechte, Unternehmensverantwortung und Nachhaltige 
Entwicklung 05/2010, S. 22. 
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Eine extraterritoriale Staatenpflicht wird nach aktuellem Verständnis nur gegeben sein, wenn 

ein Vertragsstaat ein ausländisches Staatsgebiet militärisch besetzt.  

5. Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 

Entgegen der bisher angeführten Rechtsquellen ist das Verbandverantwortlichkeitsgesetz 

(VbVG) ein österreichisches Rechtsinstrument zur Sanktionierung von 

Unternehmensstraftaten. Das Gesetz ermöglicht es Unternehmen für gerichtlich strafbare 

Handlungen durch deren Entscheidungsträger oder Mitarbeiter zu verfolgen. Als Verbände 

gelten juristische Personen, eingetragene Personengesellschaften und europäische 

wirtschaftliche Interessensvereinigungen. Mittels des VbVG können Unternehmen direkt für 

Menschenrechtsverletzungen – die typischerweise auch gegen österreichisches Strafrecht 

verstoßen – belangt werden. Ziel dieses Kapitels ist die Beantwortung der Frage, ob mittels 

des VbVG auch österreichische Unternehmen, die im Ausland tätig sind, verfolgt werden 

können.  

 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit des VbVG ist, dass eine österreichische Person eine 

strafbare Handlung begeht, die dem Verband zugerechnet werden kann. Hier besteht die erste 

Unsicherheit über den Begriff der österreichischen Person. Das Personalitätsprinzip bezieht 

sich grundsätzlich auf österreichische Staatsbürger als Einzelpersonen. Analog können hier 

entweder österreichische Entscheidungsträger (Geschäftsführer, Vorstand, Prokurist, etc.) 

oder Mitarbeiter (Arbeiter, Angestellter, etc.) oder juristische Personen mit Sitz in Österreich 

gehandelt werden.135 Die Zurechnung zum VbVG erfolgt, wenn „die Straftat zu Gunsten des 

Verbandes begangen wurde oder durch die Straftat Pflichten verletzt wurden, die den 

Verband treffen.“136 Profitiert der Verband sohin z.B. wirtschaftlich von der Straftat oder 

mittels einer Zeitersparnis, ist er von der Straftat begünstigt. Alternativ liegt ebenfalls ein 

Vergehen vor, wenn der Verband gegen Verbandspflichten wie z.B. verwaltungsrechtliche 

Vorschriften wie Arbeitsschutzbestimmungen oder Betriebsanlagegenehmigungen usw. 

verstößt. Hierfür ist die Begünstigung des Verbandes keine Voraussetzung.  

 

Zur Feststellung der Strafkompetenz von ausländischen Unternehmen werden das 

Territorialitäts- und das Personalitätsprinzip herangezogen. Nach dem Territorialitätsprinzip 

                                                
135 Velten, P. (2016), Verbandsverantwortlichkeit als Ordnungsmittel für globales Wirtschaften? in: 
Österreichisches Anwaltsblatt, Forum Alpbach 2016 – Rechtsgespräche, 11/2016, S. 599. 
136 WKO (2017), Verbandverantwortlichkeitsgesetz („Unternehmensstrafrecht“), Stand 5.11.2015, 
https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-gewerberecht/Verbandsverantwortlichkeitsgesetz.html (13.7.2017). 

https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-gewerberecht/Verbandsverantwortlichkeitsgesetz.html
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werden alle in Österreich begangenen Straftaten nach österreichischem Recht beurteilt, 

unabhängig davon, über welche Staatsangehörigkeit der Täter verfügt. Somit sind auch 

Straftaten ausländischer Verbände, die durch deren Entscheidungsträger oder Mitarbeiter 

begangen wurden, in Österreich strafbar.137 

 

Das Personalitätsprinzip regelt die Anwendbarkeit von österreichischem Strafrecht auf dessen 

Staatsbürger (oder juristischen Personen). Sohin kommt das österreichische Strafrecht auch 

zur Anwendung, wenn ein österreichischer Staatsbürger eine Straftat im Ausland begeht, die 

sowohl gegen österreichisches als auch gegen das Gesetz des Tatorts verstößt.138  

 

Hinsichtlich Menschenrechtsverletzungen von österreichischen Unternehmen im Ausland 

führt dies zu dem Ergebnis, dass nach dem Personalitätsprinzip auch österreichische 

Verbände bzw. ausländische Verbände (via österreichische Entscheidungsträger oder 

Mitarbeiter) für Straftaten, die ebenfalls am Tatort gesetzeswidrig sind, in Österreich, nach 

österreichischem Strafrecht, zur Verantwortung gezogen werden können. „Wurde eine in 

Österreich strafbare Handlung im Ausland von einem Österreicher (z.B. österreichischen 

Geschäftsführer) begangen, kann sowohl der in- als auch der ausländische Verband 

verantwortlich sein, wenn die Tathandlung im jeweiligen Ausland strafbar ist 

(Personalitätsprinzip).“139 Die Strafbarkeit entfällt jedoch wenn 

• die Strafbarkeit der Tat nach den Gesetzen des Gaststaats erloschen ist; 

• der Gaststaat den Täter freigesprochen hat oder sonst nicht weiter verfolgt; 

• der Gaststaat verurteilt und die Strafe vollstreckt hat; 

• wenn die Vollstreckbarkeit der Strafe ausgesetzt wurde.140 

 

Umgekehrt – und der Vollständigkeit halber – können ausländische Verbände durch in- oder 

ausländische Staatsbürger (Entscheidungsträger oder Mitarbeiter) für Straftaten die in 

Österreich begangen werden nach dem Territorialitätsprinzip ebenfalls verfolgt werden. 

Hierfür ist in weiterer Folge relevant, ob das ausländische Unternehmen die Kriterien eines 

österreichischen Verbandes erfüllt. Dies gilt es im Einzelfall zu beurteilen. 

                                                
137 Paulitsch, H. (2010), Verbandsverantwortlichkeit ausländischer Gesellschaftsformen nach dem VbVG, 
ecolex 5/2010, S. 460f. 
138 Ebda. 
139 Ebda.  
140 §65 Abs 4 StGB, BGBl. Nr. 605/1987. 
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Zusammengefasst schließt sich daraus, dass mittels des VbVG im Ausland begangene 

Straftaten von Unternehmen unter der Bedingung, dass der ausführende Entscheidungsträger 

oder Mitarbeiter österreichischer Staatsbürger ist und die Handlung auch am Tatort eine 

Straftat ist, nach österreichischem Recht verfolgt werden können. Somit können 

österreichische Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen im Ausland verantwortlich 

gemacht werden.  

 

6. Zwischenergebnis 

Dieses Kapitel beschäftigte sich mit der Frage, ob ein österreichisches Unternehmen für 

Menschenrechtsverletzungen, die es im Ausland (Gaststaat) begeht, in Österreich 

verantwortlich gemacht werden kann und in weiterer Folge, ob der österreichische Staat dazu 

verpflichtet ist derartige Vergehen zu verfolgen.  

 

Zur Beantwortung der Frage wurden die gängigsten völkerrechtlichen Konventionen, das 

völkerrechtliche Gewohnheitsrecht und das österreichische Verbandverantwortlichkeitsgesetz 

analysiert. Bei allen Rechtsquellen hat sich gezeigt, dass für die Erstreckung der 

Jurisdiktionsbefugnis das Personalitäts- und das Territorialitätsprinzip herangezogen werden.  

 

Das Territorialitätsprinzip als Grundregel erlaubt es dem Staat Menschenrechtsverletzungen 

sowie alle Formen von Gesetzesverstößen, die in seinem Staatsterritorium begangen werden, 

zu verfolgen. Dies unabhängig davon, ob es sich dabei um ein österreichisches oder ein 

ausländisches Unternehmen handelt.  

 

Umgekehrt dehnt sich nach dem Personalitätsprinzip die Jurisdiktionsbefugnis des 

Heimatstaats auch über seine eigenen Staatsgrenzen hinaus auf seine Staatsbürger und 

juristischen Personen aus. Handelt es sich dabei um Menschenrechtsverletzungen von 

Unternehmen im Ausland, können diese nach dem Verbandverantwortlichkeitsgesetz verfolgt 

werden, insofern der ausführende Entscheidungsträger oder Mitarbeiter österreichischer 

Staatsbürger ist und die Tat im Gaststaat ebenfalls unter Strafe steht. Mittels des 

Verbandverantwortlichkeitsgesetzes ist es somit möglich – unter beschränkten 

Voraussetzungen – Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen im Ausland zu verfolgen.  

 

Die Analyse der völkerrechtlichen Konventionen - der Europäischen 

Menschenrechtskonvention, des UN-Zivilpakts und des UN-Sozialpakts - hat ergeben, dass 
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zur Erstreckung des Anwendungsbereichs des Heimatstaates dieser jeweils effektive 

Kontrolle über das Staatsgebiet der Tatbegehung ausüben muss. Das Kriterium der effektiven 

Kontrolle ist nach wie vor nicht ausreichend konkret ausjudiziert, es ist jedoch soweit 

unstrittig, dass der Heimatstaat über das fremde Territorium des Gaststaates militärische 

Kontrolle erlangt hat und über diesen Bereich öffentliche Gewalt ausübt (bspw. bei einer 

Besatzung).    
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VII. Conclusio 
Ziel dieser Arbeit war es festzustellen, ob multinationale Konzerne für 

Menschenrechtsverletzungen im Ausland, in ihrem Heimatstaat, zur Verantwortung gezogen 

werden können. Dafür wurde vorab ein genauerer Einblick in die Idee und die Funktion der 

Menschenrechte genommen. Hierzu hat sich unter der Führung von John Rawls, Joseph Raz, 

Charles Beitz u.a. in den letzten zwei Jahrzehnten eine neue Schule gefunden, die 

Menschenrechte nicht länger als Naturrecht betrachten, sondern als Teil des politischen 

Konzepts der internationalen Politik. Menschenrechtsverletzungen erfüllen die Funktion das 

völkerrechtliche Gewaltverbot zu durchbrechen und externe Interventionen zu legitimieren. 

Auf Ebene der Wirtschaftsverbrechen sind hier weder militärische Einsätze noch 

Handelssanktionen zu erwarten, sondern wäre eine naheliegende Form der Intervention die 

extraterritoriale Rechtsverfolgung der Unternehmen oder die Inanspruchnahme der 

zuständigen Staaten. Die Verantwortung der Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen 

stellte sich, nach Analyse der bestehenden völkerrechtlichen Abkommen, als unverbindlich 

und deshalb unbefriedigend heraus. Ebenso können die territorial zuständigen Staaten für 

Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen nicht mittels der analysierte Abkommen zur 

Verantwortung gezogen werden.  

 

1. Das Hauptaugenmerk dieser Arbeit lag auf einer internationalen Betrachtung der 

Unternehmensverantwortlichkeit. Zur Beantwortung von Frage 1 wurden die bestehenden 

völkerrechtlichen Abkommen, die sich mit dem Thema Unternehmen und Menschenrechte 

befassen, analysiert. Dazu zählen: die ILO-Kernarbeitsnormen, die OECD-Leitsätze und die 

UN-Leitprinzipien. Ergebnis der Analyse ist: Multinationale Konzerne können nicht für 

Menschenrechtsverletzungen, die im Ausland begangen werden, im Heimatstaat zur 

Verantwortung gezogen werden. Hauptverantwortlich dafür ist, dass MNC weiterhin nicht 

als Völkerrechtssubjekte wahrgenommen werden. Darüber hinaus enthalten alle 

völkerrechtlichen Abkommen zum Thema lediglich unverbindliche Normen. Dies ist dem 

starken Widerstand der Wirtschaft geschuldet.  

 

2. Betrachtet man in Bezug auf Frage 2 dieser Forschungsarbeit den Spezialfall zu 

österreichischen Unternehmen, kommen überdies nationale Rechtsgrundlagen zur 

Anwendung: hier das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz. Mittels dieser Gesetzesgrundlage 

können nach dem Personalitätsprinzip auch österreichische juristische Personen bzw. MNC 

mit österreichischen Entscheidungsträgern oder ausführenden Mitarbeitern (unter gewissen 
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Voraussetzungen) verfolgt werden. Das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz ist ein äußerst 

taugliches Instrument Unternehmen direkt für ihre Vergehen zu belangen. Demnach lautet die 

Antwort auf Frage 2, ob österreichische Konzerne für Menschenrechtsverletzungen im 

Ausland in Österreich zur Verantwortung gezogen werden können: Ja! Erfahrungswerte bzw., 

ob bereits vergleichbare Verfahren über Straftaten im Ausland geführt wurden, konnte nicht 

festgestellt werden. Das Verbandverantwortlichkeitsgesetz liefert auf jeden Fall die rechtliche 

Grundlage ein derartiges Verfahren zu initiieren.  

 

Mittels der großen Menschenrechtskonventionen – dem UN-Zivilpakt, UN-Sozialpakt und der 

EMRK – kann der Anwendungsbereich nur unter ganz besonderen Voraussetzungen über die 

jeweilig eigenen Staatsgrenzen ausgedehnt werden. Kriterium ist die de facto Ausweitung des 

eigenen Herrschaftsgebiets über fremdes Territorium. Zur praktischen Anwendung von 

Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen ist dieser Ansatz gänzlich ungeeignet, wobei 

angemerkt werden muss, auch nicht dafür vorgesehen. 

 

3. Nach der politischen Theorie der Menschenrechte werden 

Menschenrechtsverletzungen zu einem funktionellen Element der internationalen Politik. 

Demnach dienen sie zur Legitimierung von Interventionen. Raz inkludiert hier dezidiert auch 

Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen sowie auch Individuen und beschränkt sich 

hier nicht ausschließlich auf Staaten. Der Theorie nach ist die Rechtsverfolgung von MNC für 

Vergehen auf fremdem Staatsgebiet somit legitim und kein unzulässiger Eingriff in die 

Souveränität der Staaten. Nach den bestehenden Völkerrechtsabkommen fehlt jedoch die 

rechtliche Grundlage für derartige Interventionen. Dies stellt weniger die Zulässigkeit der 

Intervention, sondern die politische Theorie der Menschenrechte selbst in Frage. Frage 3 lässt 

sich folglich nicht abschließend beantworten. Hier kann nur auf einen laufenden Prozess 

verwiesen werden. Die Richtung, die durch die analysierten Konventionen in den letzten 

Jahrzehnten eingeschlagen wurde, spricht grundsätzlich für die politische Theorie der 

Menschenrechte. Sämtliche Abkommen zur Bekämpfung von Menschenrechtsverletzungen 

von Unternehmen basieren auf dem Willen zur externen Regulierung von MNC. Die 

Abkommen sollen es funktionell ermöglichen die Unfähigkeit der territorial 

jurisdiktionsbefugten Staaten zu durchbrechen. Im Ergebnis beschränkt man sich darauf MNC 

in die Pflicht und die Gaststaaten in die Verantwortung zu nehmen (gemäß Art 25 UNGP oder 

Punkt IV OECD-Leitsätze).  
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4. Nachdem MNC selbst nicht für ihre Vergehen verantwortlich gemacht werden 

können, befasst sich Frage 4 mit der zweitbesten Lösung, nämlich den territorial zuständigen 

Staat zu verpflichten. Gemäß Art 25 UNGP sind alle UN-Staaten seit 2011 dazu verpflichtet 

Maßnahmen zur Abhilfe gegen Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen zu schaffen. 

Dabei handelt es sich sogar um eine verpflichtende Bestimmung. Dennoch leitet sich hieraus 

noch keine automatische Verantwortlichkeit von Staaten für Menschenrechtsverletzungen ab. 

Aus Art 25 UNGP ergibt sich nämlich keine direkte Gewährleistungs- oder Schutzpflicht des 

Staates gegenüber Dritten. Es stellt lediglich eine Umsetzungsverpflichtung der Konvention 

dar, die überdies zahnlos ist, da auch dessen Nichtumsetzung keinerlei Konsequenzen nach 

sich zieht. Menschenrechtsopfer sowie Staaten haben somit kein sanktionsfähiges 

Durchsetzungsmittel um andere Staaten zur Umsetzung der UNGP zu bewegen. Ähnlich ist es 

bei den ILO-Kernarbeitsnormen. Diese verpflichten den Staat ebenfalls zur Umsetzung der 

Konvention, jedoch beinhalten gleichsam keine Gewährleistungs- oder Schutzpflichten 

gegenüber Dritten. Hier kann zumindest die Umsetzung der Konvention mittels 

Klageverfahrens durchgesetzt werden.  
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VIII.  Ausblick 
Obgleich bereits seit Einführung der Menschenrechte der Schutz der Arbeitnehmerschaft als 

Kernelement der Friedenssicherung erkannt wurde, sind verbindliche 

Durchsetzungsmechanismen auf mehreren Ebenen weiterhin beschränkt. Nach dem Scheitern 

der UN-Draft Norms 2004 wirken die nunmehr gefeierten UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 

und Menschenrechte, im Hinblick auf ein verbindliches Rechtsdurchsetzungsinstrument, wie 

ein kleiner Rückschritt. Hier wurde mit John Ruggie ein Sonderbeauftragter bestellt, der sich 

bewusst von diesem Pfad abgewendet hat und einen Governance-Ansatz verfolgte. Aus 

politischen Überlegungen mit Sicherheit ein vernünftiger Schritt. Ob dieser Ansatz tatsächlich 

tauglich ist um Menschenrechtsverletzungen von MNC im Ausland zu reduzieren, bleibt 

fraglich. Statistische Erhebungen gibt es dazu noch keine. In einer aktuellen Studie von 

GermanWatch und Misereor „werfen [die Autoren] deutschen Konzernen und der 

staatseigenen KfW-Bankengruppe vor, sich bei ihren Auslandsgeschäften nicht genug um die 

Einhaltung der Menschenrechte zu kümmern.“141 Dabei verweisen sie auf elf Fälle, in denen 

deutsche Unternehmen direkt oder indirekt – mittels Geschäftspartner bzw. in der Lieferkette 

– für Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind. D.h. Menschenrechtsverletzungen 

durch MNC gibt es weiterhin sowohl in Deutschland als auch in Österreich. In Österreich 

wird sogar seit 2012 jährlich die Auszeichnung für gesellschaftlich unverantwortliche 

Unternehmen, Organisationen und Institutionen – der Schandfleck des Jahres – verliehen. 

Gewinner 2016 war übrigens das Red Bull Media House, für die Androhung der Schließung 

dessen Fernsehsenders ServusTV, nachdem dessen Mitarbeiter die Gründung eines 

Betriebsrates erwogen.142 

 

Seit der Einführung der UN-Leitprinzipien 2011, die in Art 25 UNGP den Staaten 

verbindliche Rechtsdurchsetzungsmechanismen für Menschenrechtsverletzungen auf 

zumindest eigenem Staatsgebiet zu schaffen vorschreiben, gab es in Europa auch positive 

Entwicklungen. So gibt es in Großbritannien, Frankreich, der Schweiz und den Niederlanden 

neue Gesetzesentwicklungen auf dem Gebiet der Unternehmensverantwortlichkeit. 

Großbritannien hat z.B. 2015 ein Gesetz zur Bekämpfung der modernen Sklaverei (inklusive 

Lieferkette) eingeführt. Unternehmen ab einem Umsatz von 36 Millionen Pfund müssen 

jährlich veröffentlichen, welche Maßnahmen sie zur Verhinderung moderner Sklaverei 
                                                
141 Spiegel Online (2017), Deutsche Firmen missachten Menschenrechte im Ausland vom 21.6.2017, 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/studie-deutsche-firmen-missachten-menschenrechte-im-ausland-
a-1153169.html (9.8.2017). 
142 Schandfleck (2016), Schandfleck des Jahres 2016, http://www.schandfleck.or.at/sf2016/ (11.8.2017). 

http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/studie-deutsche-firmen-missachten-menschenrechte-im-ausland-a-1153169.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/studie-deutsche-firmen-missachten-menschenrechte-im-ausland-a-1153169.html
http://www.schandfleck.or.at/sf2016/
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setzen. 143  In Frankreich wurden im Februar 2017 Unternehmen (und deren 

Tochterunternehmen oder Filialen im Ausland), zur Einhaltung ihrer menschenrechtlichen 

Sorgfaltspflichten - wie u.a. zu due diligence-Prüfungen - verpflichtet. Werden diese verletzt, 

können Betroffenen zivilrechtlich Entschädigungen einklagen. Strafrechtliche Konsequenzen 

gibt es keine. 144  Ebenso wurde im Februar 2017 in den Niederlanden ein Gesetz zur 

unternehmerischen Sorgfaltspflicht in Bezug auf Kinderarbeit eingeführt. Dieses Gesetz gilt 

sowohl für niederländische Konzerne als auch Unternehmen, die Güter oder Dienstleistungen 

in den Niederlanden absetzen. Bei Verletzungen drohen primär Strafzahlungen. Bei 

mehrmaligen Verstößen kann dies zu Haftstrafen für den verantwortlichen Geschäftsführer 

führen.145 

 

Möchte man Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen auf globaler Ebene tatsächlich 

bekämpfen, wird man meiner Meinung nach nicht daran vorbei kommen, diese für ihre 

Verstöße direkt und global verantwortlich zu machen. Es kann nicht sein, dass derartig 

schweren Menschenrechtsverletzungen mit unverbindlichen soft law-Abkommen entgegen 

getreten wird und man sich auf das Argument der zukünftigen Einsicht der MNC zurücklehnt, 

dass der Imageschaden wirtschaftlich schwerer wiege als die finanziellen Ersparnisse durch 

Kinderarbeit, Ausbeutung oder moderne Sklaverei. Hier negiert man die Präventionsfunktion 

von Strafen. Darüber hinaus sehe ich es auch nicht als ausreichend an, den territorial 

zuständigen Staat für Menschenrechtsverletzungen zu sanktionieren. Die Strafe muss immer 

den Täter treffen, andernfalls hat dieser keinen Anreiz sein Handeln zu ändern. Der Staat 

sollte primär die Aufgabe haben, die Rechtsdurchsetzung zu gewährleisten, jedoch nicht bis in 

letzter Instanz. Urteilt jeder Staat selbst über die Menschenrechtsverletzungen, entsteht 

unvermeidlich eine divergierende Rechtsinterpretation, wie auch Beitz korrekt feststellt. Ein 

demokratisch zusammengestelltes Weltgericht könnte hier eine homogene Rechtsprechung 

gewährleisten.  

 

Alternativ sehe ich ein starkes nationales Unternehmensstrafrecht, nach dem Vorbild des 

Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, welches nach dem Personalitätsprinzip auch bei 

Vergehen im Ausland Anwendung findet, als eine taugliches Instrument gegen 

Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen an. Ein solches verkörpert durch seinen 
                                                
143 Heydenreich, C. / Paasch, A. (2017), Bericht 2017: Globale Energiewirtschaft und Menschenrechte, 
http://www.spiegel.de/media/media-41297.pdf (9.8.2017), S. 116.  
144 Ebda. 
145 Ebda., S. 117. 

http://www.spiegel.de/media/media-41297.pdf
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funktionalistischen Ansatz sogar noch stärker die politische Theorie der Menschenrechte. 

Hierfür wären auch keine großen völkerrechtlichen Abkommen notwendig. Die Grundbasis 

ist bereits durch die bestehenden Menschenrechtskonventionen vorhanden. Es müsste 

lediglich das nationale Strafrecht der Staaten erweitert werden.  

 

Auch die vieldiskutierte Völkerrechtssubjektivität von Unternehmen stellt meiner 

Einschätzung nach keinen Bruch mit dem bisherigen Verständnis der internationalen Politik 

dar. Bereits jetzt gibt es nicht-staatliche Akteure wie internationale Organisationen oder 

NGOs die Teil des Systems sind. Darüber hinaus bleibt die Entscheidungskompetenz bei den 

Staaten. Hier geht es lediglich darum, Unternehmen auf internationaler Ebene ebenso 

verantwortlich zu machen, wie auf nationaler Ebene.  

 

Abschließend möchte ich den Grundgedanken der ILO-Kernarbeitsnormen erneut in 

Erinnerung rufen. Der Schutz der Arbeitnehmerschaft gewährleistet den inneren Frieden in 

einem Staat. Dieses Ziel sollte im Sinne aller Staaten und deren Herrschern liegen.  
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XI. Abstract 
Dem Grundgedanken nach sind die allgemein anerkannten Menschenrechte das höchste zu 

schützende Gut unserer Gesellschaft. Traditionell stellen sie ein Schutzinstrument gegen 

Eingriffe des Staats dar. Aufgrund der neuen globalen wirtschaftlichen Herausforderungen 

gibt es bereits erste Entwicklungen Menschenrechte auch gegen multinationale Konzerne zu 

etablieren. Folglich beschäftigt sich diese Arbeit mit der Frage der steigenden 

menschenrechtlichen Verantwortung von multinationalen Konzernen. Im Detail soll 

festgestellt werden, ob Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen im Ausland in ihrem 

Heimatstaat verfolgt werden können. Diese Frage entspringt der politischen Theorie der 

Menschenrechte, nach welcher Menschenrechte ein Instrument zur Legitimierung von 

externen Interventionen gegen souveräne Staaten darstellen. Folgend dieser Theorie wird 

geprüft, ob derartige Interventionen theoretisch und rechtlich zulässig sind. Zur Beantwortung 

der Fragen werden die ILO-Kernarbeitsnormen, OECD-Leitsätze, UN-Leitprinzipien sowie 

das allgemeine Völkerrecht, die EMRK, der UN-Zivilpakt, der UN-Sozialpakt und das 

Verbandverantwortlichkeitsgesetz analysiert.  

 

According to the basic principles, human rights are the highest valued rights in our society. 

Traditionally, they act as a tool for protection against state intervention. Due to new global 

economical challenges, there are first developments in also establishing human rights against 

multinational corporations. For this reason, the current thesis engages the question of the 

increasing corporate responsibility to protect human rights. In detail, the question raised is if 

corporations in their country of origin are liable for human rights violations abroad. This 

question is viewed in light of the political theory of human rights, where human rights act as 

an instrument to legitimate external interventions against sovereign states. Hence, this thesis 

involves the question if interventions against corporations confirm the political theory of 

human rights. To answer these questions, analyses of the ILO-Declaration on Fundamental 

Principles and Rights at Work, OECD-Guidelines for Multinational Enterprises, UN-Guiding 

Principles, ECHR, ICCPR, ICESCR and the Austrian Verbandverantwortlichkeitsgesetz are 

carried out in this thesis. 
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